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Liebe Kollegin, lieber Kollege, 

du hast dich für eine Ausbildung zum

Notfallsanitäter/zur Notfallsanitäterin ent-

schieden. Ein toller Beruf, für den ver.di sich

gemeinsam mit anderen Fachakteuren stark

gemacht hat. Unsere Expertinnen und

Experten haben sich aktiv in die Diskussion

eingebracht, damit die neue Ausbildung 

gut wird. Und wir konnten vieles erreichen,

wie zum Beispiel einen Anspruch auf Aus-

bildungsvergütung und Praxisanleitung. 

Jetzt gilt es, die Ausbildung in der Praxis

gut umzusetzen. Wichtig ist, dass die

Bedingungen stimmen – in der Ausbildung

genauso, wie später im Berufsalltag. Dafür

macht sich ver.di jeden Tag stark. 

Im Rettungsdienst sind viele Kolleginnen

und Kollegen mit ihrer Gewerkschaft ver.di

aktiv, um für sichere und gesunde Arbeits-

bedingungen zu sorgen. Das ist von großer

Bedeutung für die gute und sichere Versor-

gung der Patientinnen und Patienten, aber

auch für die Beschäftigten selbst. 

ver.di will, dass Auszubildende gut infor-

miert sind. Gut, wenn du deine Rechte

kennst und weißt, wen du um Rat fragen

kannst, sollte es einmal nötig sein. Deshalb

haben wir in dieser Broschüre alle wesent-
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lichen ausbildungsrechtlichen Grundlagen

nach Notfallsanitätergesetz sowie zur Grün-

dung einer Interessenvertretung zusammen-

gestellt. 

ver.di setzt sich für eine gute Ausbil-

dungsqualität ein und verhandelt dafür mit

Arbeitgebern Tarifverträge. Darin ist zum

Beispiel geregelt, welche Ausbildungs-

vergütung dir zusteht und wie viel Urlaub

du hast. Sei dabei, dann können wir ge-

meinsam noch bessere Ausbildungsbedin-

gungen durchsetzen. 

Als starke Partnerin weiß ver.di, wo der

Schuh drückt, und engagiert sich gemein-

sam mit dir für bessere Ausbildungs- und

Arbeitsbedingungen. Bei ver.di ziehen alle

gemeinsam an einem Strang. 

Ich wünsche dir viel Freude und Erfolg bei

deiner Ausbildung. �

Herzliche Grüße 

Sylvia Bühler
Mitglied des ver.di-Bundesvorstands und
Bundesfachbereichsleiterin Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen



Du hast dich für die Ausbildung zum/zur

Notfallsanitäter/in entschieden. Bei Kran-

kentransporten oder beim Notfalleinsatz als

erste anwesende Person am Unfallort trägst

du als Notfallsanitäter/in gemeinsam mit

anderen Kollegen/innen im Rettungsdienst

eine große Verantwortung. Die Beschäftig-

ten im Rettungsdienst leisten Tätigkeiten

mit gesamtgesellschaftlicher Bedeutung

und tragen wesentlich zu einer guten Ver-

sorgung bei. Deine Ausbildung spielt eine

entscheidende Rolle bei der Vorbereitung

für den künftigen Beruf. Gemeinsam mit dir

setzen wir uns dafür ein, gute Ausbildungs-

bedingungen durchzusetzen und später für

gute Arbeitsbedingungen zu sorgen. 

Diese Broschüre soll dir einen Einblick in

ausgewählten ausbildungsrechtlichen

Themen des neuen Gesetzes geben sowie

in den Möglichkeiten für Jugend- und Aus-

zubildendenvertretungen, Betriebs- und

Personalräte sowie Mitarbeitervertretungen

gemeinsam mit deiner zuständigen Ge-

werkschaft ver.di auf die Ausbildungsbedin-

gungen Einfluss zu nehmen. 

Die Rahmenbedingungen für die Ausbil-

dung zum/zur Notfallsanitäter/in werden

durch das Notfallsanitätergesetz (NotSanG)

definiert. Mit Inkrafttreten am 1.1.2014

wurde ein neues Berufsbild geschaffen. Die

Ausbildung zum/zur Rettungsassistenten/in

wurde abgelöst. ver.di hat das Gesetz mit-

initiiert und war von Anfang an am Gesetz-

gebungsprozess beteiligt. Es war überfällig,

die Ausbildung auf den aktuellen Stand

einer modernen Berufsausbildung zu brin-

gen. Die Ausbildung zum/zur Rettungs-

assistenten/in bestand aus einem Jahr

Schule und einem Jahr Praktikum, zudem

musste Schulgeld gezahlt werden und das

Berufsbild war unzureichend beschrieben. 

Die umfassende Novellierung der

Berufsausbildung im NotSanG enthält wich-

tige Ausbildungsstandards einer dualen

Berufsausbildung: Die Ausbildungsdauer

wurde auf drei Jahre angehoben – was den

deutschen und europäischen Ausbildungs-

standards entspricht –, die Kompetenzen

der Notfallsanitäter/innen wurden im Ver-

gleich zu den bisherigen Rettungsassisten-

ten/innen erweitert und akademisch qualifi-

zierte Lehrkräfte sowie Ausbilder/innen für

die Praxis vorgesehen. Die Auszubildenden

bekommen, wie es bei fast allen Ausbil-

dungsberufen üblich ist, eine Ausbildungs-

vergütung. Die Erhebung von Schulgeld ist

untersagt und in der Ausbildung ist eine

bessere Verzahnung von Theorie und Praxis

möglich. Auch wenn im NotSanG von Schü-

lern/innen die Rede ist, handelt es sich um

arbeitsrechtlich ausgestaltete Ausbildungs-

verhältnisse. Deshalb wird in der vorliegen-

den Broschüre konsequent die Bezeichnung

Auszubildende verwendet. 

Umstritten im Gesetzgebungsverfahren

war bei der Formulierung der Ausbildungs-

ziele die Frage, ob Notfallsanitäter/innen

eigenständig heilkundliche Maßnahmen

ausüben dürfen und im Rahmen der Aus-

bildung dafür qualifiziert werden sollen.

Zentral für ver.di war, dass alle lebens-

rettenden Maßnahmen am Unfallort vor

Eintreffen des Notarztes in einem rechts-

sicheren Rahmen geleistet werden. Der

�4 Einleitung

Einleitung



gefundene Kompromiss sieht Qualifikatio-

nen für eingeschränkte heilkundliche, auch

invasive Maßnahmen vor, sowohl im Be-

reich der eigenverantwortlichen als auch im

Rahmen der Mitwirkung auszuführenden

Aufgaben. Die Frage der rechtssicheren

Ausübung von Heilkunde ist dennoch noch

nicht zufriedenstellend gelöst (� Über-

nahme ärztlicher Tätigkeiten). 

Ein weiterer umstrittener Punkt bei der

Neuregelung waren die Übergangsregelun-

gen für die Rettungsassistenten/innen.

ver.di hatte im Rahmen des Gesetzgebungs-

verfahrens gefordert, die langjährige

Berufserfahrung der Rettungsassistenten/

innen als ausreichende Qualifikation für

den Übergang zum/zur Notfallsanitäter/in

anzuerkennen. Stattdessen hat sich der

Gesetzgeber für differenzierte Übergangs-

regelungen entschieden, die je nach Dauer

der gesammelten Berufserfahrung unter-

schiedlich sind und ggfs. Nachqualifizie-

rungsmaßnahmen vorsehen. Alle Rettungs-

assistenten/innen, die die neue Berufs-

bezeichnung erhalten wollen, müssen bis

2021 eine staatliche Ergänzungsprüfung

bestehen. Bereits beim Gesetzgebungs-

verfahren hatten wir die Übergang-

vorschriften kritisch gesehen, da das

Erfahrungswissen der Beschäftigten nicht

genügend berücksichtigt wurde. Seither

haben wir mit Nachdruck eine Nachbesse-

rung der Regelung gefordert, die 2017 in

Kraft getreten ist. Mit dieser Nachbesse-

rung wird der bereits gesammelten Berufs-

erfahrung – auch nach Inkrafttreten des

Gesetzes – mehr Rechnung getragen.

Das neue Gesetz bringt zahlreiche Her-

ausforderungen mit sich: Die Ausbildungs-

strukturen sowie die Kooperationen

zwischen den Schulen und Ausbildungs-

betrieben müssen aufgebaut werden,

Standards der praktischen Ausbildung

vereinbart, eingehalten und verbessert

werden. Bei letzterem spielen Jugend- und

Auszubildendenvertretungen eine maß-

gebliche Rolle. 

Als zuständige Gewerkschaft steht ver.di

in einem ständigen Austausch mit Auszubil-

denden, betrieblichen Interessenvertretun-

gen, Praxisanleitern/innen, Lehrkräften und

Schulleitungen. Um die Bedingungen in der

Ausbildung zu verbessern, solltest du wis-

sen, welche Rechte du hast, dich in ver.di

organisieren und diese gemeinsam mit uns

im Betrieb durchsetzen. Beteilige dich an

der Diskussion, wie deine Ausbildung aus-

sehen soll und bringe deine Erfahrungen

ein. Wir freuen uns auf dich! �

�5Einleitung



Ausbildungsvergütung

Das Notfallsanitätergesetz schreibt dem Träger der Aus-

bildung vor, eine angemessene Ausbildungsvergütung an

die Auszubildenden zu zahlen. Damit werden verschiedene

Zielsetzungen verfolgt: Sie soll die Auszubildenden und

ggfs. ihre Eltern bei der Finanzierung des Lebensunterhalts

unterstützen, sie soll die Heranbildung eines ausreichenden

Nachwuchses an Fachkräften gewährleisten und stellt nicht

zuletzt eine Entlohnung für die im Rahmen der Ausbildung

erbrachte Arbeitsleistung dar (BAG, 29.4.2015, 9 AZR

108/14).

Welche Vergütung als »angemessen« betrachtet werden

kann, ist im Gesetz nicht festgelegt, aber durch Rechtspre-

chung definiert. Demnach gilt eine Ausbildungsvergütung,

die in einem Tarifvertrag vereinbart wurde immer als an-

gemessen. Wenn kein Tarifvertrag gilt, darf die im Aus-

bildungsvertrag vereinbarte Vergütung nicht weniger als

80% eines für die Ausbildung in Frage kommenden Tarif-

vertrags betragen. Ein solcher Tarifvertrag könnte z.B. 

der DRK-Tarifvertrag oder eine vergleichbare Vereinbarung

eines kirchlichen Rettungsdienstes oder einer der Tarif-

verträge des öffentlichen Dienstes (TVAöD oder TVA-L) sein.

Dabei wäre die (höhere) Ausbildungsvergütung der Tarif-

verträge für die Auszubildenden in den Pflegeberufen

(TVAöD-BT Pflege bzw. TVA-L Pflege) in Betracht zu ziehen,

weil im Entstehungsprozess des NotSanG davon ausgegan-

gen wurde, dass die Ausbildung eher der Ausbildung in den

Pflegeberufen vergleichbar ist als anderen Ausbildungen

auf Grundlage des Berufsbildungsgesetzes (BBiG).

Unterschreitet die vereinbarte Ausbildungsvergütung die

Grenze von 80% der tariflichen Vergütung, so kann die

Zahlung einer tariflichen Vergütung eingeklagt werden. In

diesem Fall ist die volle tarifliche Vergütung zu zahlen, 

eine Vergütung zwischen 80% und 100% wäre nach der

Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) nicht

mehr angemessen. Eine Reduktion auf eine Vergütung im

� § 15 NotSanG

� Tarifregelungen

Ausgewählte Schwerpunkte�6
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� § 12 NotSanG

� § 14 NotSanG

� § 13 NotSanG

� Ausbildungsvergütung

� Fachbücher

� Ausbildungsplan

Ausgewählte Schwerpunkte �7

Rahmen des ansonsten bestehenden Spielraums für eine

einzelvertragliche Vereinbarung kommt dann auch nicht

mehr in Betracht (BAG, 16.7.2013, 9 AZR 784/11).

Ist deine Ausbildungsvergütung in diesem Sinne nicht

mehr angemessen, so wendest du dich am besten an die

zuständige ver.di-Geschäftsstelle, um Rechtsberatung und

ggfs. Unterstützung bei der Klageerhebung einzuholen. �

Ausbildungsverhältnis

Maßgeblich für die Regelungen des Ausbildungsverhält-

nisses ist der Ausbildungsvertrag. Er muss nach den gesetz-

lichen Vorgaben mindestens Angaben zum Ausbildungs-

beruf, zu Beginn und Ende der Ausbildung, über die

inhaltliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, die

Dauer der täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit,

die Dauer der Probezeit, die Höhe der Ausbildungsvergü-

tung, die Dauer des Urlaubs, Kündigungsmöglichkeiten und

einen Verweis auf zugrunde liegende Tarif- und Betriebs-

vereinbarungen enthalten.

Dem Ausbildungsvertrag kannst du auch entnehmen, wer

der Träger der Ausbildung und damit dein Vertragspartner

ist. Das Gesetz macht hierzu keine genauen Vorgaben. Es

kann sich um Hilfsorganisationen, einen Wohlfahrtsver-

band, die Feuerwehr oder ein privates Rettungsdienstunter-

nehmen handeln. Nicht ausgeschlossen ist auch, dass eine

Rettungsdienstschule Träger der Ausbildung ist. Sie muss

aber in der Lage sein, die damit verbundenen Pflichten zu

erfüllen.

Den Auszubildenden und dem Ausbildungsträger sind be-

stimmte Pflichten auferlegt. So haben die Auszubildenden

an den Ausbildungsveranstaltungen teilzunehmen, übertra-

gene Aufgaben sorgfältig auszuführen und die Bestimmun-

gen über die Schweigepflicht einzuhalten. Der Ausbildungs-

träger wiederum ist u.a. verpflichtet, eine angemessene

Ausbildungsvergütung zu zahlen und die für die Ausbildung

notwendigen Ausbildungsmittel einschließlich der Fach-

bücher kostenlos zur Verfügung zu stellen. Außerdem muss

er die Ausbildung planen und strukturieren und hat darauf

zu achten, dass Auszubildende nicht überfordert werden.



Änderungen des Ausbildungsvertrags können nur schrift-

lich erfolgen und bedürfen der Zustimmung beider Ver-

tragsparteien. �

Probezeit

In der Ausbildung zum/zur Notfallsanitäter/in gilt eine ge-

setzlich festgelegte Probezeit von vier Monaten. Sie beginnt

mit dem ersten Ausbildungstag und kann weder verkürzt

noch zum Nachteil der Auszubildenden verlängert werden.

Insbesondere verlängert sie sich nicht automatisch, wenn

der/die Auszubildende während der Probezeit erkrankt. Ein

der Probezeit vorausgegangenes Arbeits- oder Praktikums-

verhältnis wird nicht auf die Probezeit angerechnet. In der

Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis jederzeit ohne

Angabe von Gründen von beiden Seiten gekündigt werden.

Nach Ablauf der Probezeit kannst du den Ausbildungs-

vertrag mit einer Frist von vier Wochen kündigen, der Aus-

bildungsträger nur noch, wenn hierfür wichtige Gründe

vorliegen oder die gesundheitlichen Voraussetzungen oder

die Zuverlässigkeit zur Berufsausübung nicht mehr vor-

liegen. An das Vorliegen sonstiger wichtiger Gründe wer-

den in der Rechtsprechung strenge Bedingungen angelegt,

sodass nach der Probezeit ein weitgehender Kündigungs-

schutz besteht. �

Fachbücher

Der Ausbildungsträger muss den Auszubildenden alle für

die Ausbildung und das Bestehen der Prüfung notwendigen

Ausbildungsmittel zur Verfügung stellen. Dazu gehören

ausdrücklich auch die notwendigen Fachbücher. Welche

und wie viele Fachbücher zur Verfügung gestellt werden

müssen, hängt von den Ausbildungsinhalten ab und davon,

mit welchen anderen Ausbildungsmitteln, Medien, Internet

oder Skripten gearbeitet wird. Jedenfalls sollten sie alle

wesentlichen Fachgebiete des Unterrichts umfassen, die

auch Gegenstand der Prüfung sind. 

Zur Verfügung stellen bedeutet nicht, dass die Bücher den

Auszubildenden übereignet werden, sie müssen ggfs. nach

Gebrauch wieder zurückgegeben werden und verbleiben im

Besitz des Ausbildungsträgers. Allerdings kann mit ihnen

wie üblich gearbeitet werden und sie müssen so zahlreich

� § 16 NotSanG

� § 18 NotSanG

� § 18 Abs. 2 NotSanG

� § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3

NotSanG

� § 13 Abs. 1 Nr. 2

NotSanG

Ausgewählte Schwerpunkte�8



� § 10 Abs. 2 NotSanG

� § 10 Abs. 3 NotSanG

für jeden persönlich zur Verfügung stehen, dass sie bei

Bedarf jederzeit genutzt werden können. Sie können auch

nach Gebrauch von den Auszubildenden gegen ein geringe-

res Entgelt gekauft werden. Nicht zulässig ist es, die Auszu-

bildenden zum Kauf der notwendigen Bücher zu verpflich-

ten oder eine Entschädigung für Abnutzung bei normalem

Gebrauch zu verlangen. Werden Ausbildungsmittel nicht

oder nicht im notwendigen Umfang zur Verfügung gestellt,

so kannst du sie dir auf eigene Kosten anschaffen und

deren Erstattung verlangen. Dabei kann ver.di dich unter-

stützen. �

Fehlzeiten

Aus dem Ausbildungsverhältnis ergibt sich die Verpflich-

tung, an den vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen

teilzunehmen. Für die Zulassung zur Abschlussprüfung ist

die regelmäßige Teilnahme Voraussetzung. Die Teilnahme

gilt dann als »regelmäßig«, wenn die Ausbildung nicht 

über anrechenbare Fehlzeiten hinaus unterbrochen wurde.

Urlaub und Bildungsurlaub oder Ferien werden in vollem

Umfang auf die Ausbildungszeit angerechnet. Unter-

brechungen wegen Krankheit oder anderen von den Aus-

zubildenden nicht zu vertretenden Gründen werden bis zu

einem Umfang von je zehn Prozent der in der Ausbildungs-

ordnung vorgesehenen Stunden im theoretischen und

praktischen Unterricht einerseits und der praktischen Aus-

bildung andererseits angerechnet. Für weibliche Auszu-

bildende werden bei Schwangerschaft insgesamt vierzehn

Wochen (einschließlich krankheitsbedingter Fehlzeiten)

angerechnet. 

In Härtefällen können auch darüber hinausgehende Fehl-

zeiten berücksichtigt werden. Hierzu ist ein Antrag bei der

zuständigen Behörde zu stellen. Neben nachgewiesenen

Erkrankungen können auch andere außergewöhnliche

Belastungen, wie z.B. die Betreuung naher Angehöriger

eine besondere Härte begründen.

Freistellungsansprüche für Jugend- und Auszubildenden-

vertretungen bleiben von dieser Regelung unberührt.

Zeiten, die im Rahmen der JAV-Arbeit aufgewendet werden,

gelten als absolvierte Ausbildungszeit.

Ausgewählte Schwerpunkte �9

� § 10 Abs. 1 NotSanG



ver.di hat sich während des Gesetzgebungsverfahrens für

eine Streichung dieser Fehlzeitenregelung eingesetzt, weil

eine solche Regelung für die weit überwiegende Mehrheit

der staatlich anerkannten Ausbildungsberufe, nämlich alle

nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) geregelten Berufe, nicht

gilt. Sie konnte sich damit aber nicht durchsetzen. Auszu-

bildende in Heilberufen werden so schlechter gestellt, ob-

wohl für sie die Verpflichtung zur Ausbildungsteilnahme in

gleicher Weise besteht wie für alle anderen Auszubilden-

den. Nicht selten müssen Ausbildungen wegen Über-

schreitung der anrechenbaren Fehlzeiten verlängert oder

abgebrochen werden, obwohl die Abschlussprüfung bei

Zulassung bestanden werden könnte. �

Praktische Ausbildung

Die praktische Ausbildung hat einen Umfang von 

1.960 Stunden in einer Lehrrettungswache und 720 Stun-

den in Krankenhäusern. Die Ausbildung ist in der Aus-

bildungs- und Prüfungsverordnung (NotSan-APrV) nur grob

gegliedert. Das gilt besonders für die Lehrrettungswache.

Vorgeschrieben sind mindestens 175 reale Einsätze in der

Notfallrettung, von denen mindestens 50 unter Beteiligung

des notärztlichen Dienstes erfolgen müssen.

Nach den Vorgaben der NotSan-APrV soll ein Einsatz als

zweites Besatzungsmitglied in der Notfallrettung erst im

dritten Ausbildungsjahr erfolgen. Die Lehrrettungswache

muss sich zuvor davon überzeugen, dass die für den Einsatz

erforderlichen Handlungskompetenzen im Rahmen der Aus-

bildung erworben werden konnten. 

Den Auszubildenden dürfen nur Aufgaben übertragen

werden, die dem Ausbildungszweck dienen und dem Aus-

bildungsstand entsprechen. Sie sollen den physischen und

psychischen Kräften angemessen sein. Das heißt, die Heran-

ziehung ausschließlich zu Routinetätigkeiten oder als

Lückenbüßer für ausgefallenes Rettungsdienstpersonal ist

nicht zulässig. Der jeweilige Ausbildungsstand ist zu beach-

ten, um Überforderungen und Überbelastungen zu ver-

meiden.

Für die Einsätze in der Lehrrettungswache und in den

Krankenhäusern sind vom Ausbildungsträger individuelle

Ausbildungspläne zu erstellen, die eine zeitliche und sach-

� § 1 Abs. 1 

NotSan-APrV

� § 1 Abs. 2 Nr. 4 

NotSan-APrV

� § 13 Abs. 2 NotSanG

Ausgewählte Schwerpunkte�10



� § 13 Abs. 1 Nr. 1 

NotSanG

� § 3 Abs. 1 

NotSan-APrV

� § 3 Abs. 2 

NotSan-APrV

� § 3 Abs. 4 

NotSan-APrV

� § 17 Abs. 1 NotSanG

� § 17 Abs. 2 NotSanG

� Probezeit

liche Gliederung der praktischen Ausbildung vorsehen.

Diese Pläne unterliegen der Mitbestimmung durch die

betriebliche Interessenvertretung, so dass sie vom Ausbil-

dungsträger weder einseitig beschlossen, noch einseitig

geändert werden dürfen.

Die Einrichtungen der praktischen Ausbildung sind ver-

pflichtet, Praxisanleitung durch entsprechend qualifizierte

Fachkräfte sicherzustellen. Praxisanleitung wird als schritt-

weises Heranführen an die eigenständige Wahrnehmung

der beruflichen Aufgaben verstanden. Dabei soll eine Ver-

bindung von theoretischem und praktischem Unterricht

einerseits und der praktischen Ausbildung andererseits ge-

währleistet werden.

Die Schule ist für die Praxisbegleitung verantwortlich, die

durch regelmäßige persönliche Anwesenheit von Lehrkräf-

ten in den Einrichtungen realisiert wird. Praxisbegleitung

dient der Betreuung der Auszubildenden im Praxisfeld und

der Beratung und Unterstützung der praxisanleitenden

Personen. �

Ende der Ausbildung

Die Ausbildung endet nach Ablauf der dreijährigen oder

bei Teilzeitausbildung bis zu fünfjährigen Ausbildungszeit.

Auch wenn die staatliche Abschlussprüfung bereits vorher

absolviert wird, bleibt das Ausbildungsverhältnis bis zum

Zeitablauf bestehen. Auf schriftlichen Antrag des/der Aus-

zubildenden verlängert sich die Ausbildung, wenn die Prü-

fung vor ihrem Ende nicht abgelegt werden kann oder nicht

bestanden wird. Die Verlängerung erfolgt nach Antragstel-

lung automatisch. Sie bedarf nicht der Zustimmung des

Ausbildungsträgers.

Die Ausbildungsverlängerung gilt bis zur nächstmöglichen

Wiederholungsprüfung, längstens jedoch für ein Jahr. Das

Ausbildungsverhältnis endet dann automatisch.

Vorzeitig kann das Ausbildungsverhältnis durch Kündi-

gung während der Probezeit ohne Angabe von Gründen

beendet werden, durch Wegfall der Voraussetzungen oder

durch einen anderen wichtigen Grund. Auszubildende kön-

nen die Ausbildung jederzeit durch schriftliche Kündigung

beenden. Nach der Probezeit gilt hierfür eine Frist von 

vier Wochen. �
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Übernahme ärztlicher Tätigkeiten

Die Ausübung der Heilkunde ist von wenigen Ausnahmen

abgesehen dem ärztlichen Berufsstand vorbehalten. Ärzt-

liche Aufgaben können aber unter bestimmten Voraus-

setzungen an andere Berufe delegiert werden. Eine Voraus-

setzung dafür ist, dass Berufsangehörige, die ärztliche

Aufgaben übernehmen, dafür auch qualifiziert sind. Da

Notfallsanitäter/innen oft als erste am Unfallort eintreffen

und nicht das Eintreffen des ärztlichen Dienstes abwarten

können, müssen sie in der Lage sein, sofort zu handeln. Das

NotSanG sieht deshalb vor, dass auch z.B. invasive Maßnah-

men im Rahmen der Notfallversorgung erlernt werden müs-

sen. Darüber hinaus sind die Auszubildenden im Rahmen

der Mitwirkung zum »eigenständigen Durchführen von heil-

kundlichen Maßnahmen« zu befähigen. Welche Maßnah-

men das im Einzelfall sein können, soll der/die jeweilige

Ärztliche Leiter/in Rettungsdienst oder der sonst zuständige

ärztliche Dienst standardmäßig vorgeben, überprüfen und

verantworten.

Damit ist zwar geklärt, dass heilkundliche Maßnahmen

auch bereits in der Ausbildung gelernt werden müssen, die

Berufsausübung verbleibt jedoch in einer rechtlichen Grau-

zone. Das Führen der Berufsbezeichnung nach dem Not-

SanG berechtigt weiterhin nicht zur selbständigen Aus-

� § 4 Abs. 2 NotSanG
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übung der Heilkunde, auch nicht im Notfall. Im Notfall

muss – wie schon bisher – auf die so genannte »Notkompe-

tenz« zurückgegriffen werden, wonach jede/r Bürger/in

verpflichtet ist, Hilfe zu leisten und dabei im Rahmen der

Möglichkeiten ggfs. auch heilkundliche Maßnahmen (z.B.

Intubation, Injektionen/Infusion von Medikamenten) durch-

zuführen, die sonst dem ärztlichen Berufsstand vorbehalten

sind. Die Beschäftigten im Rettungsdienst sind also weiter-

hin auf eine Gratwanderung zwischen dem Vorwurf der

unterlassenen Hilfeleistung und des Übernahmeverschul-

dens angewiesen.

In diesem Zusammenhang empfiehlt sich in jedem Falle

eine Mitgliedschaft in der »Gewerkschaftlichen Unterstüt-

zungseinrichtung« (GUV/FAKULTA). Sie schützt ver.di-Mit-

glieder bei beruflicher Tätigkeit vor den oben beschriebe-

nen Risiken. Sollten also Ansprüche des Arbeitgebers oder

eines Dritten dazu führen, dass ein/e Kollege/in Geld zahlen

muss, wird das Risiko durch eine Schadenersatzbeihilfe

abgemildert. In der Regel werden mindestens 90% er-

stattet. Ergänzend zur Schadenersatzbeihilfe bietet die

GUV/FAKULTA noch eine ganze Reihe weiterer Leistungen

an. Die Mitgliedschaft kostet nur 21 Euro im Jahr. Weitere

Infos findest du unter www.guv-fakulta.de. �

Ausgewählte Schwerpunkte �13



Deine eigenen Rechte in der Ausbildung

zu kennen ist wichtig und wir hoffen, dich

mit dieser Broschüre dabei zu unterstützen.

Diese durchzusetzen, kann alleine aber

manchmal sehr anstrengend sein. Das geht

nicht nur dir so, sondern vielen Beschäftig-

ten. Aus diesem Grund sind Interessen-

vertretungen im Betrieb wichtig, die häufig

auftretende Probleme sammeln und mit den

Arbeitgebern zu Lösungen führen. Gleich-

zeitig findest du in ihnen gute Ansprech-

partner/innen rund um deine Ausbildung.

Jugendliche und Auszubildende können als

besondere Interessensgruppe eine eigene

Interessenvertretung wählen: die Jugend-

und Auszubildendenvertretung, kurz JAV.

Sinn und Zweck einer Jugend- und

Auszubildendenvertretung (JAV)

Die Mitbestimmung der eigenen Arbeits-

bedingungen ist in Deutschland ein hohes

Gut. So gibt es in privaten Betrieben Be-

triebsräte (BR), in Betrieben in öffentlicher

Hand Personalräte (PR) und in Einrichtungen

in kirchlicher Trägerschaft Mitarbeitervertre-

tungen (MAV). Diese werden regelmäßig

durch die Arbeitnehmer/innen gewählt und

vertreten in ihrer Funktion im Betrieb deren

Interessen gegenüber den Arbeitgebern.

Eine Jugend- und Auszubildendenvertre-

tung ist das Sprachrohr der Jugendlichen

und Auszubildenden gegenüber dem BR, PR

oder der MAV. Sie ist berechtigt, die Interes-

sen und Anregungen der Auszubildenden

anzunehmen und einzubringen. Das erleich-

tert es für die Auszubildenden und Jugend-

lichen, die Ausbildungsbedingungen aktiv

zu beeinflussen, ohne sich allein auf weiter

Flur zu fühlen. Jugend- und Auszubilden-

denvertretungen sind ein Vorteil für alle

Jugendlichen und Auszubildenden, denn 

sie können sich aktiv einbringen und mit-

bestimmen.

Bei welchen Problemen kann eine JAV

eigentlich unterstützen?

Jugend- und Auszubildendenvertretungen

nehmen sich vieler Probleme an, vor allem

in Bezug auf die Ausbildung. Sie sorgen

aber auch dafür, dass für jugendliche Aus-

zubildende Jugend- und Arbeitsschutz-

bestimmungen eingehalten werden. So

prüfen sie zum Beispiel die Einhaltung von

Arbeits- und Pausenzeiten und bestimmten

Schutzvorschriften im Sinne der Jugend-

lichen.

Die Aufgabenbereiche der JAV sind viel-

fältig und erstrecken sich über die Mit-

bestimmung von Ausbildungs- und Einsatz-

plänen, Fragen der Ausbildungsqualität 

bis hin zur Qualifizierung und dem Einsatz

von Ausbildungspersonal.

Den Ausbildungsablauf mitgestalten

In der Ausbildung zum/zur Notfallsanitä-

ter/in ist ein hoher Anteil an praktischer

Ausbildung vorgesehen. Nicht nur im Kran-

kentransport und Rettungstransport werden

dabei Einsätze abgeleistet, sondern auch im

klinischen Bereich. Wo aber meldest du dich

im Einzelnen, wenn du dich in diesen Ein-

sätzen nicht so betreut fühlst, wie es sein

müsste? Wenn du die Fertigkeiten, die für

deinen Beruf wichtig sind, nicht erwerben

kannst? Die JAV kann sich gemeinsam mit

Die Interessenvertretung der Auszubildenden�14
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BR, PR oder MAV an solchen Stellen ein-

bringen und auf eine Verbesserung der Aus-

bildungsabläufe sowohl in Theorie als auch

Praxis hinwirken. 

Spezialisiert auf ausbildungsrechtliche

Fragen

Du sitzt jeden Tag während und nach dem

Dienst an Stapeln von Dokumentationsbö-

gen und dem Berichtsheft zum Nachweis

deiner Ausbildung? Dann besteht die Ge-

fahr, dass die Arbeitszeitbestimmungen

nicht eingehalten werden. Die JAV hat in

diesem Fall das Recht, sich zu solchen und

weiteren arbeitsrechtlichen Fragen weiter-

zubilden und kann dir zu vielen Dingen

beratend zur Seite stehen. Was benötigst

du beispielsweise, um für eine Prüfung

zugelassen zu werden und wie ist dabei

vorzugehen? Die JAV kann dich fachlich

unterstützen. Sie berät dich auch bei aus-

bildungsrechtlichen Fragen.

Gemeinsam für eine gute Ausbildung

Eine JAV kann dafür sorgen, dass die Aus-

bildungsqualität für alle gesteigert wird.

Interessenvertretungen im Betrieb können

sich beispielsweise einmischen, wenn es um

die Qualifikation derjenigen geht, die mit

deiner Ausbildung beauftragt sind. Auch

zum Umfang und Gestaltung von prakti-

schen Anleitungen können gemeinsam mit

dem Arbeitgeber hierzu Regelungen ab-

geschlossen werden, die deine praktische

Ausbildung verbessern, zum Beispiel in

Betriebs- oder Dienstvereinbarungen. 

Die JAV als Überwachungsorgan

gegenüber dem Arbeitgeber

Gerade in Sozial- und Gesundheitsberu-

fen und solchen, die die Versorgung vieler

Menschen sicherstellen, ist es wichtig, dass

über die Einhaltung von Gesetzen auch zu

deinem Schutz gewacht wird. So kontrol-

liert die JAV gemeinsam mit BR, PR oder

MAV, dass zum Beispiel Jugendarbeits-

schutzgesetz und Arbeitszeitgesetze durch

den Arbeitgeber eingehalten werden. Das

können sie beispielsweise durch Dienstplan-

kontrollen feststellen und darauf hinwirken,

dass die Gesetze nicht gebrochen werden.

Ein konkretes Beispiel: Führst du die Doku-

mentation deiner Ausbildung in der Arbeits-

zeit durch oder musst du das in der Freizeit

erledigen, weil dir keine Zeit dafür gegeben

wird? Die JAV kann dafür sorgen, dass dir

diese Zeit während deiner Arbeitszeit ein-

geräumt wird.

Die JAV wacht außerdem gemeinsam mit

BR, PR oder MAV über die Einhaltung von

Ausbildungs- und Arbeitsverträgen und von

Tarifverträgen für Gewerkschaftsmitglieder.

Das ist wichtig, denn sicher möchtest du

nicht, dass du weniger Urlaub bekommst

oder weniger Ausbildungsvergütung, als 

du es dir gemeinsam mit deinen Kollegen/

innen im Tarifvertrag erkämpft hast. 

Können das nicht der Betriebsrat,

Personalrat oder die Mitarbeiter-

vertretung alleine?

Jugendliche und Auszubildende haben in

ihrer Tätigkeit im Betrieb besondere Inter-

essen. Du versuchst, den Ansprüchen der

Klienten/innen, der deiner Kollegen/innen

und Praxisanleiter/innen gerecht zu werden.

Das alles meist unter großem Zeitdruck,

denn gerade in den Notsituationen, in

denen du in deiner Ausbildung zu den zu

versorgenden Menschen kommst, zählt 

im Zweifel jede Sekunde. Physisch und

psychisch kommst du dabei sicher auch mal



an deine Grenzen. Das geht allen Kollegen/

innen im Rettungsdienst einmal so, doch

heißt das nicht, dass es kein Gehör finden

sollte. Gute Ausbildungsbedingungen, die

an den Bedürfnissen von dir und deinen

Kollegen/innen in der Ausbildung ausge-

richtet sind, sind der Grundstein für fachlich

kompetente, gesunde und motivierte Fach-

kräfte. Du bist dabei einer der Fachmen-

schen dafür, wie die Ausbildung gut zu ge-

stalten ist. Durch die Wahl einer JAV kannst

du so auf kürzestem Weg das Sprachrohr in

die Interessenvertretung in deinem Betrieb

sein.

Voraussetzungen für eine JAV 

Im Wesentlichen gibt es zwei Vorausset-

zungen für die Gründung einer Jugend- und

Auszubildendenvertretung. Die erste ist eine

Anzahl von mindestens fünf Auszubilden-

den unter 25 Jahren oder jugendlichen Ar-

beitnehmer/innen unter 18 Jahren und die

zweite das Bestehen eines Betriebs-, Per-

sonalrates oder einer Mitarbeitervertretung.

Um zu wissen, wer alles zu den Auszubil-

denden oder jungen Arbeitnehmer/innen

zählt, ist es wichtig zu beachten, ob sie je-

weils einen Ausbildungsvertrag mit dem Be-

trieb bzw. Ausbildungsträger abgeschlossen

haben.

Was sind deine nächsten Schritte 

zur Jugend- und Auszubildenden-

vertretung?

Du hältst es für wichtig, eine Jugend- und

Auszubildendenvertretung zu haben und 

es gibt in deinem Betrieb noch keine? Dann

sollen diese Schritte dich dabei unterstüt-

zen, eine JAV zu gründen:

� Sprich mit deinem Betriebsrat, 

Personalrat oder deiner Mitarbeiter-

vertretung

Die erste Anlaufstelle für deinen Plan

sollte die betrieblich bereits bestehende

Interessenvertretung sein. Häufig läufst du

bei ihr mit einem solchen Vorschlag offene

Türen ein. Der BR, PR oder die MAV kann

dich zudem dabei unterstützen zu prüfen,

ob die Voraussetzungen für die Gründung

einer JAV vorhanden sind. Wie viele Auszu-

bildende und Jugendliche es im Betrieb gibt

und wie das mit deren Ausbildungs- und

Arbeitsverträgen ist. Das hilft für die erste

Orientierung.

Außerdem beschließt der BR, PR oder 

die MAV über die Zusammensetzung eines

Wahlvorstandes. Dieser ist ein Gremium,

welches alle Daten und Unterlagen zu-

sammenholt, um die JAV-Wahl vorzuberei-

ten. Der Wahlvorstand legt die für die Wahl

wichtigen Daten und Fristen fest und kom-

muniziert mit dem Arbeitgeber bis zum Ab-

schluss der Wahl, was formal erforderlich

ist. Übrigens ist es möglich und sogar von

Vorteil, wenn du dich als Interessierte/r für

diesen Wahlvorstand aufstellen lässt. So bist

du auf dem kürzesten Weg an Informatio-

nen, kannst dich aktiv einbringen und eine

eigene Kandidatur für die JAV ist trotzdem

möglich! Lediglich im kirchlichen Bereich 

ist es etwas eingeschränkt. Dort kannst du

entweder im Wahlvorstand aktiv sein oder

dich zur Wahl stellen.

� Suche Kontakt zu deiner Gewerk-

schaft ver.di

Die örtlichen Kollegen/innen von ver.di

können dich beraten, was ihr für die JAV-

Wahl alles benötigt. Dort kannst du Nach-

fragen stellen und wirst unterstützt. Außer-
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dem kennen die ver.di-Kollegen/innen

Kniffe und Tricks, die dir helfen, damit alles

glatt läuft. Die Gewerkschaftssekretäre/

innen von ver.di unterstützen auch gern bei

der Organisation der Wahlversammlung und

kennen sich da gut aus.

� Lass dich schulen

Der Wahlvorstand hat ein Recht darauf,

sich zur Organisation der Wahl schulen zu

lassen. Denn klar ist, es muss rechtlich alles

einwandfrei sein und das können die We-

nigsten einfach so. Wer im Betrieb wählen

gehen darf, was das aktive und passive

Wahlrecht ist und was es mit einer konstitu-

ierenden Sitzung auf sich hat, das alles er-

fährst du in den (ver.di)-Wahlvorstandsschu-

lungen. Damit schaffst du eine wichtige

Grundlage und es kann eigentlich nichts

mehr schief gehen. Deine Teilnahme an der

Wahlvorstandsschulung wird vom BR/PR/

MAV beschlossen und muss dann vom Ar-

beitgeber gezahlt werden. Dafür entstehen

dir keine Fehlzeiten, denn dafür musst du

freigestellt werden. 

� Organisiert eine Wahl

Die Wahlorganisation hat zwei wichtige

Voraussetzungen. Zum einen gibt es for-

male Anforderungen, die rechtlich alles

absichern und dem Gesetz entsprechen

müssen. Dafür ist der Wahlvorstand verant-

wortlich. Zum anderen gibt es aber auch

eine aktivierende Voraussetzung. Denn es

braucht natürlich engagierte Menschen, die

mit den Jugendlichen, Auszubildenden und

jungen Beschäftigten sprechen und für die

Wahl mobilisieren. Sie müssen mit den Kol-

legen/innen sprechen und ihnen erklären,

was eine JAV ist, warum es wichtig ist, sie

zu wählen und wie das in den nächsten

Wochen ablaufen wird. Das ist von hoher

Bedeutung, deshalb braucht es Gespräche. 

Ein Tipp noch: Häufig trauen sich Men-

schen nicht, sich für eine Wahl aufzustellen,

obwohl sie dafür sehr gut geeignet wären.

Trau dich deshalb ruhig, auch mit Menschen

zu sprechen, bei denen du dir gut vorstellen

könntest, sie selbst zu wählen. Das ist ein

großer Vertrauenszuspruch, der zurückhal-

tende Kollegen/innen dazu beflügeln kann,

den Mut aufzubringen und den Schritt zu

gehen, sich aufstellen zu lassen.

� Startet durch!

In deinem Betrieb ist eine JAV gewählt

worden? Dann an erster Stelle herzlichen

Glückwunsch! Jetzt gilt es, sich zu qualifi-

zieren und gut zu organisieren, damit die

Arbeit erfolgreich wird.

Ist es nicht gefährlich, 

die Stimme zu erheben?

Als betriebliche Interessenvertretung bist

du per Gesetz mit vielen Rechten ausgestat-

tet, um dich für deine Kollegen/innen einzu-

bringen. Das gefällt Arbeitgebern oft nicht

und muss es auch gar nicht. Du bist ab dem

Zeitpunkt deiner Kandidatur gesetzlich be-

sonders geschützt.

Dieser besondere Schutz für Menschen in

betrieblichen Interessenvertretungen greift

z.B. zum Ende der Ausbildung. JAV-Mitglie-

der haben einen Anspruch auf eine unbe-

fristete Übernahme, um nicht gegenüber

anderen Kollegen/innen benachteiligt wer-

den zu können. 



Gemeinsam mit ver.di

Die Kollegen/innen der ver.di kennen sich

mit den rechtlichen Voraussetzungen und

der Organisation von JAV-Wahlen bestens

aus. Sie stehen beratend zur Seite und

unterstützen auch über die JAV-Wahl hin-

aus. Bei JAV-Sitzungen und Versammlungen

unterstützen die Gewerkschaftssekretäre/

innen, stellen viele Informationen zu Tarif-

verträgen zur Verfügung oder beraten zu

Ausbildungsfragen und Rechten der Aus-

zubildenden. 

Viele Kollegen/innen aus Jugend- und

Auszubildendenvertretungen organisieren

sich auch in ver.di, um sich zu treffen und

sich über ihre Erfahrungen und Probleme

auszutauschen und sich mit Rat und Tat

gegenseitig zu unterstützen. So bauen sich

häufig Netzwerke auf, die dir als Interessen-

vertretung helfen können. Beispielsweise

kann so eine Verknüpfung zu der JAV in der

Klinik zustande kommen, in der die prakti-

schen Einsätze der Auszubildenden stattfin-

den, die du vertrittst. Ein kurzer Draht dort-

hin, um sich gemeinsam bei Problemen zu

beraten, kann hilfreich sein. ver.di bietet

dafür viele Angebote und Plattformen.

ver.di ist auch eine starke Bildungspartne-

rin, wenn es um Grundlagenschulungen für

JAV, BR, PR und MAV geht. Dabei gilt das

Motto: Handlungsorientiert für die betriebli-

che Realität stärken. Die Teamenden haben

meist selbst praktische Erfahrungen als

Interessenvertretung gesammelt und sind

methodisch zudem sehr gut ausgebildet,

um mit dir gemeinsam die für deine Arbeit

wichtigen Gesetze mit viel Plan, Spaß und

Erfolg zu bearbeiten. So bist du bestens

darauf vorbereitet, im Betrieb durchzu-

starten und die Anliegen der Auszubilden-

den professionell vorzutragen und durchzu-

setzen. Solche arbeitsrechtlichen Seminare

für Interessenvertretungen werden von JAV

und BR, PR oder MAV beschlossen und

durch den Arbeitgeber gezahlt. Dir selbst

entstehen dabei keine Kosten und auch

keine Fehlzeiten, denn du musst dafür frei-

gestellt werden.

Auch für Jugendliche und

Auszubildende interessant

ver.di unterstützt dich auch bei der

Weiterentwicklung deiner persönlichen

Kompetenzen. Aus einem ganzen Katalog

von Seminaren kannst du auswählen und

dich von A, wie Arbeiterinnenbewegung 

bis Z, wie Zukunftsplanung in vielen Berei-

chen weiterbilden. Und das Beste: Viele An-

gebote sind auch als Bildungsurlaub nutz-

bar und damit für viele Menschen auch

außerhalb von Interessenvertretungen mög-

lich und für ver.di-Mitglieder kostenfrei. �
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Für Auszubildende gilt das Arbeitsrecht.

Daher ist es auch möglich, Tarifverträge zur

Regelung der Ausbildungsbedingungen 

und über Ausbildungsvergütungen zu ver-

einbaren. Tarifverträge können zwischen

Arbeitgebern oder Arbeitgeberverbänden

einerseits und Gewerkschaften, wie ver.di,

andererseits abgeschlossen werden. Sie

gelten unmittelbar und nur für Mitglieder

der den Vertrag abschließenden Tarif-

vertragsparteien. Das heißt im Fall von

Arbeitgebern, dass sie selbst den Vertrag

abgeschlossen haben oder einem vertrag-

schließenden Verband angehören. Für Aus-

zubildende gilt der Tarifvertrag unmittelbar,

wenn sie Mitglied der vertragschließenden

Gewerkschaft sind. Mittelbar gelten Tarif-

verträge, wenn sie über den Ausbildungs-

vertrag in Bezug genommen werden.

Um gute Tarifverträge vereinbaren zu

können, müssen Gewerkschaften stark sein.

Um durchsetzungsfähig zu sein, braucht die

Gewerkschaft viele Mitglieder, damit sie

deren Forderungen z.B. für eine höhere Ver-

gütung, Zuschläge, mehr Urlaub oder bes-

sere Ausbildungsbedingungen auch durch-

setzen kann.

Nach den gesetzlichen Vorgaben muss 

die Ausbildungsvergütung angemessen sein

(� Ausbildungsvergütung). Als angemes-

sen gilt jede tariflich vereinbarte Ausbil-

dungsvergütung. Wenn keine Tarifbindung

besteht, darf die einzelvertraglich verein-

barte Ausbildungsvergütung die Vorgaben

eines in Betracht kommenden Tarifvertrags

nicht um mehr als 20% unterschreiten.

Seit Inkrafttreten des Notfallsanitäter-

gesetzes sind inzwischen auch erste Tarif-

verträge über eine Ausbildungsvergütung

für Auszubildende abgeschlossen worden. 

Für die Tarifbereiche des öffentlichen

Dienstes gibt es noch keinen Tarifvertrag,

der die Auszubildenden für den Beruf des/

der Notfallsanitäters/in einbezieht. Die Ver-

einigung der kommunalen Arbeitgeberver-

bände (VKA) hat in einem Rundschreiben an

ihre Mitglieder keine Bedenken erhoben,

die Ausbildungsentgelte des Tarifvertrags

für Auszubildende in Pflegeberufen im

öffentlichen Dienst (TVAöD Besonderer Teil

Pflege, Stand 1.2.2017) zu vereinbaren.

1. Ausbildungsjahr 1.040,69 Euro

2. Ausbildungsjahr 1.102,07 Euro

3. Ausbildungsjahr 1.203,38 Euro

Wir setzen uns dafür ein, dass neben der

Ausbildungsvergütung auch die anderen

Ausbildungsregelungen des TVAöD-BT

Pflege zur Geltung kommen, wie z.B. Erho-

lungsurlaub, Kostenerstattung für Familien-

heimfahrten, eine Jahressonderzahlung und

eine Abschlussprämie.

Tarif lebt von der aktiven Gestaltung,

auch der Auszubildenden

In Tarifverträgen sind Rechte und Pflichten

der Tarifvertragsparteien geregelt, wie dein

Urlaubsanspruch, deine Ausbildungsvergü-

tung und deine tägliche Arbeitszeit. Darüber

hinaus können Gewerkschaften und Arbeit-

geber in diesen Verträgen weitere Aus-

bildungsbedingungen regeln. So gibt es

bereits Tarifverträge, in denen Übernahme-

bedingungen für die Auszubildenden nach

erfolgreicher Beendigung ihrer Ausbildung

geregelt sind. Es können auch Umstände

oder Rahmenbedingungen festgelegt wer-
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den, die die Ausbildungsqualität beeinflus-

sen. Dazu zählt z.B. das Zurverfügungstellen

weiterer Ausbildungsmittel, wie Laptops,

Tablets u.a. Aber auch der Umfang und die

Gestaltung von Praxisanleitungen können in

Tarifverträgen geregelt werden. Es ist wich-

tig, dass du und deine Kollegen/innen euch

hier aktiv einbringt. Werdet ver.di-Mitglied

und diskutiert mit den anderen ver.di-Mit-

gliedern in eurem Betrieb eure Forderun-

gen. Viele Mitglieder bedeuten Stärke, um

eure Forderungen auch möglichst wirksam

einbringen und mit dem Arbeitgeber auf

Augenhöhe verhandeln zu können. 

Falls du Bedenken hast, dass du dich zu

wenig auskennst, ist ver.di an deiner Seite.

Dafür gibt es Seminarangebote, die dir das

1x1 der Tarifarbeit vermitteln. Du kannst

Mitglied der Tarifkommission werden und

für diese Bildungsmaßnahmen eventuell

sogar Freistellungsansprüche gemäß Tarif-

vertrag nutzen. Das heißt, du kannst an

solchen Seminaren teilnehmen, der Arbeit-

geber bezahlt dich weiter und ver.di trägt

die Kosten für das Seminar. In den ver.di-

Tarifkommissionen gibt es satzungsgemäß

mindestens zwei Plätze für ver.di-Mitglieder

unter 28 Jahren, so genannte Jugendman-

date. Wenn du dich im Rettungsdienst ein-

bringst, stehen die Chancen sogar gut, dass

du direkt an den Verhandlungen teilnehmen

kannst. Damit wird sichergestellt, dass die

besonderen Interessen der Auszubildenden

auch in den Tarifverhandlungen eingebracht

werden können, nämlich direkt von ihnen

selbst. 

Viele junge Kollegen/innen nehmen die

Tarifarbeit gerade für ihre Ausbildung schon

selbst in die Hand und die ver.di-Gewerk-

schaftssekretäre/innen in deiner Nähe

freuen sich, dich kennenzulernen, zu unter-

stützen und einzubinden, wenn du aktiv

werden möchtest. �
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vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348),

geändert durch Artikel 1h des Gesetzes vom

4. April 2017 (BGBl. I S. 778)

Abschnitt 1 Erlaubnis zum Führen 

der Berufsbezeichnung

§ 1 Führen der Berufsbezeichnung

(1) Wer die Berufsbezeichnung »Notfall-

sanitäterin« oder »Notfallsanitäter« führen

will, bedarf der Erlaubnis.

(2) Notfallsanitäterinnen und Notfall-

sanitäter, die Staatsangehörige eines Ver-

tragsstaats des Europäischen Wirtschafts-

raums sind, führen die Berufsbezeichnung

nach Absatz 1 im Geltungsbereich dieses

Gesetzes ohne Erlaubnis, sofern sie ihre

Berufstätigkeit als vorübergehende und

gelegentliche Dienstleistung im Sinne des

Artikels 57 des Vertrages über die Arbeits-

weise der Europäischen Union im Geltungs-

bereich dieses Gesetzes ausüben. Sie unter-

liegen jedoch der Meldepflicht und Nach- 

prüfung nach diesem Gesetz. Gleiches gilt

für Drittstaaten und Drittstaatsangehörige,

soweit sich hinsichtlich der Anerkennung

von Ausbildungsnachweisen nach dem

Recht der Europäischen Union eine Gleich-

stellung ergibt.

§ 2 Voraussetzungen für die Erteilung

der Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung

»Notfallsanitäterin« oder »Notfallsanitäter«

zu führen, ist auf Antrag zu erteilen, wenn

die antragstellende Person

1. die durch dieses Gesetz vorgeschrie-

bene Ausbildungszeit abgeleistet und die

staatliche Prüfung bestanden hat,

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge-

macht hat, aus dem sich die Unzuverlässig-

keit zur Ausübung des Berufs ergibt,

3. nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur

Ausübung des Berufs ungeeignet ist und

4. über die für die Ausübung des Berufs

erforderlichen Kenntnisse der deutschen

Sprache verfügt.

(2) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen,

wenn bei Erteilung der Erlaubnis eine der

Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1

bis 3 nicht vorgelegen hat oder die Ausbil-

dung nach den Absätzen 3 bis 5 nicht abge-

schlossen war. Die Erlaubnis ist zu wider-

rufen, wenn nachträglich die Voraussetzung

nach Absatz 1 Nummer 2 weggefallen ist.

Die Erlaubnis kann widerrufen werden,

wenn nachträglich die Voraussetzung nach

Absatz 1 Nummer 3 weggefallen ist.

(3) Vorbehaltlich der Absätze 4 und 5 er-

füllt eine außerhalb des Geltungsbereichs

dieses Gesetzes und außerhalb eines ande-

ren Vertragsstaats des Europäischen Wirt-

schaftsraums erworbene abgeschlossene

Ausbildung die Voraussetzungen des Absat-

zes 1 Nummer 1, wenn die Gleichwertigkeit

des Ausbildungsstandes gegeben ist. Der

Ausbildungsstand ist als gleichwertig anzu-

sehen, wenn die Ausbildung der antrag-
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stellenden Person keine wesentlichen Unter-

schiede gegenüber der in diesem Gesetz

und in der Ausbildungs- und Prüfungsver-

ordnung für Notfallsanitäterinnen und Not-

fallsanitäter geregelten Ausbildung auf-

weist. Wesentliche Unterschiede im Sinne

des Satzes 2 liegen vor, wenn

1. die Ausbildung der antragstellenden

Person hinsichtlich der beruflichen Tätigkeit

Themenbereiche oder Bereiche der prakti-

schen Ausbildung umfasst, die sich wesent-

lich von denen unterscheiden, die nach die-

sem Gesetz und nach der Ausbildungs- und

Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterin-

nen und Notfallsanitäter vorgeschrieben

sind, oder

2. der Beruf des Notfallsanitäters eine

oder mehrere reglementierte Tätigkeiten

umfasst, die im Herkunftsstaat der antrag-

stellenden Person nicht Bestandteil des Be-

rufs sind, der dem des Notfallsanitäters ent-

spricht, und wenn sich die Ausbildung für

diese Tätigkeiten auf Themenbereiche oder

Bereiche der praktischen Ausbildung nach

diesem Gesetz und nach der Ausbildungs-

und Prüfungsverordnung für Notfallsanitä-

terinnen und Notfallsanitäter bezieht, die

sich wesentlich von denen unterscheiden,

die von der Ausbildung der antragstellen-

den Person abgedeckt sind.

Themenbereiche oder Bereiche der

praktischen Ausbildung unterscheiden sich

wesentlich, wenn die nachgewiesene Aus-

bildung der antragstellenden Person

wesentliche inhaltliche Abweichungen hin-

sichtlich der Kenntnisse und Fertigkeiten

aufweist, die eine wesentliche Vorausset-

zung für die Ausübung des Notfallsanitäter-

berufs in Deutschland sind. Wesentliche

Unterschiede können ganz oder teilweise

durch Kenntnisse und Fertigkeiten ausge-

glichen werden, die die antragstellende Per-

son im Rahmen ihrer tatsächlichen und

rechtmäßigen Ausübung des Notfallsanität-

erberufs in Voll- oder Teilzeit oder durch

lebenslanges Lernen erworben hat, wenn

diese erworbenen Kenntnisse und Fertigkei-

ten von einer dafür in dem jeweiligen Staat

zuständigen Stelle formell als gültig aner-

kannt wurden; dabei ist nicht entscheidend,

in welchem Staat diese Kenntnisse und

Fertigkeiten erworben worden sind. Ist die

Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes

nicht gegeben oder kann sie nur mit un-

angemessenem zeitlichen oder sachlichen

Aufwand festgestellt werden, weil die erfor-

derlichen Unterlagen und Nachweise aus

Gründen, die nicht in der Person der an-

tragstellenden Person liegen, von dieser

nicht vorgelegt werden können, ist ein

gleichwertiger Kenntnisstand nachzuwei-

sen. Dieser Nachweis wird durch eine

Kenntnisprüfung, die sich auf den Inhalt der

staatlichen Abschlussprüfung erstreckt,

oder einen höchstens dreijährigen Anpas-

sungslehrgang erbracht, der mit einer Prü-

fung über den Inhalt des Anpassungslehr-

gangs abschließt. Die antragstellende

Person hat das Recht, zwischen der Kennt-

nisprüfung und dem Anpassungslehrgang

zu wählen.

(4) Für eine antragstellende Person, die

eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 anstrebt,

gilt die Voraussetzung des Absatzes 1 Num-

mer 1 als erfüllt, wenn aus einem Europäi-

schen Berufsausweis oder aus einem in

einem anderen Vertragsstaat des Europäi-

schen Wirtschaftsraums erworbenen Diplom

hervorgeht, dass sie eine Ausbildung

erworben hat, die in diesem Staat für den

unmittelbaren Zugang zu einem Beruf

erforderlich ist, der dem Beruf des Notfall-
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sanitäters entspricht. Diplome im Sinne die-

ses Gesetzes sind Ausbildungsnachweise

gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c der

Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 7. Septem-

ber 2005 über die Anerkennung von Berufs-

qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005,

S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18) in der

jeweils geltenden Fassung, die mindestens

dem in Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie

2005/36/EG genannten Niveau entsprechen

und denen eine Bescheinigung des Her-

kunftsmitgliedstaats über das Ausbildungs-

niveau beigefügt ist. Satz 2 gilt auch für

Ausbildungsnachweise oder eine Gesamt-

heit von Ausbildungsnachweisen, die von

einer zuständigen Behörde in einem Mit-

gliedstaat ausgestellt wurden, sofern sie

den erfolgreichen Abschluss einer in der

Europäischen Union auf Voll- oder Teilzeit-

basis im Rahmen formaler oder nichtforma-

ler Ausbildungsprogramme erworbenen

Ausbildung bescheinigen, von diesem Mit-

gliedstaat als gleichwertig anerkannt wur-

den und in Bezug auf die Aufnahme oder

Ausübung des Berufs des Notfallsanitäters

dieselben Rechte verleihen oder auf die

Ausübung dieses Berufs vorbereiten. Satz 2

gilt ferner für Berufsqualifikationen, die

zwar nicht den Erfordernissen der Rechts-

oder Verwaltungsvorschriften des Her-

kunftsmitgliedstaats für die Aufnahme oder

Ausübung des Berufs des Notfallsanitäters

entsprechen, ihrer Inhaberin oder ihrem

Inhaber jedoch nach dem Recht des Her-

kunftsmitgliedstaats erworbene Rechte

nach den dort maßgeblichen Vorschriften

verleihen. Wenn die Ausbildung der antrag-

stellenden Person mit einem Ausbildungs-

nachweis aus einem Vertragsstaat des Euro-

päischen Wirtschaftsraums wesentliche

Unterschiede gegenüber der in diesem Ge-

setz und in der Ausbildungs- und Prüfungs-

verordnung für Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitäter geregelten Ausbildung auf-

weist, hat die antragstellende Person einen

höchstens dreijährigen Anpassungslehrgang

zu absolvieren oder eine Eignungsprüfung

abzulegen, die sich auf die festgestellten

wesentlichen Unterschiede erstrecken. Ab-

satz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Die

antragstellende Person hat das Recht, zwi-

schen dem Anpassungslehrgang und der

Eignungsprüfung zu wählen. Die Sätze 5 

bis 7 gelten auch für eine antragstellende

Person, die über einen Ausbildungsnach-

weis als Notfallsanitäter verfügt, der in

einem anderen als den in Satz 1 genannten

Staaten (Drittstaat) ausgestellt ist und den

ein anderer der in Satz 1 genannten Staaten

anerkannt hat. Die Regelungen dieses Ab-

satzes gelten entsprechend für den Fall der

Einführung eines Europäischen Berufsaus-

weises für den Beruf des Notfallsanitäters.

(4a) Für antragstellende Personen, die

über einen Ausbildungsnachweis verfügen,

der dem in Artikel 11 Buchstabe a der Richt-

linie 2005/36/EG genannten Niveau ent-

spricht, gilt Absatz 4 Satz 5 sowie 9 mit der

Maßgabe, dass die erforderliche Ausgleichs-

maßnahme abweichend von Absatz 4 

Satz 7 aus einer Eignungsprüfung besteht.

(4b) Wird die Voraussetzung des Ab-

satzes 1 Nummer 1 auf eine Ausbildung ge-

stützt, die außerhalb des Geltungsbereichs

dieses Gesetzes abgeschlossen worden ist,

soll die Gleichwertigkeit der Berufsqualifika-

tion nach den Absätzen 2 bis 4a vor den

Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 2

bis 4 geprüft werden. Auf Antrag ist dem

Antragsteller ein gesonderter Bescheid über
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die Feststellung seiner Berufsqualifikation

zu erteilen.

(5) Die Absätze 4 und 4a gelten entspre-

chend für Drittstaatsdiplome, für deren An-

erkennung sich nach dem Recht der Euro-

päischen Union eine Gleichstellung ergibt.

(6) Das Berufsqualifikationsfeststellungs-

gesetz findet mit Ausnahme des § 17 keine

Anwendung.

(7) Die Länder können vereinbaren, dass

die Aufgaben nach den Absätzen 3 bis 5

und nach § 3 Absatz 1 von einem anderen

Land oder einer gemeinsamen Einrichtung

wahrgenommen werden.

(8) Die Bundesregierung überprüft die

Regelung zu den Anerkennungsverfahren

nach diesem Gesetz und berichtet nach

Ablauf von drei Jahren dem Deutschen

Bundestag.

§ 3 Unterrichtungspflichten

(1) Die zuständigen Behörden des Landes,

in dem der Beruf des Notfallsanitäters aus-

geübt wird oder zuletzt ausgeübt worden

ist, unterrichten die zuständigen Behörden

des Herkunftsmitgliedstaats über das Vor-

liegen strafrechtlicher Sanktionen, über die

Rücknahme, den Widerruf und die Anord-

nung des Ruhens der Erlaubnis, über die

Untersagung der Ausübung der Tätigkeit

und über Tatsachen, die eine dieser Sanktio-

nen oder Maßnahmen rechtfertigen wür-

den; dabei sind die Vorschriften zum Schutz

personenbezogener Daten einzuhalten. Er-

halten die zuständigen Behörden der Länder

Auskünfte von den zuständigen Behörden

der Aufnahmemitgliedstaaten, die sich auf

die Ausübung des Berufs des Notfallsanitä-

ters auswirken könnten, so prüfen sie die

Richtigkeit der Sachverhalte, befinden über

Art und Umfang der durchzuführenden Prü-

fungen und unterrichten den Aufnahmemit-

gliedstaat über die Konsequenzen, die aus

den übermittelten Auskünften zu ziehen

sind.

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit

benennt nach Mitteilung der Länder die Be-

hörden und Stellen, die für die Ausstellung

oder Entgegennahme der in der Richtlinie

2005/36/EG genannten Ausbildungsnach-

weise und sonstigen Unterlagen oder Infor-

mationen zuständig sind, sowie die Behör-

den und Stellen, die die Anträge annehmen

und Entscheidungen treffen können, die im

Zusammenhang mit dieser Richtlinie stehen.

Es unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten

und die Europäische Kommission unverzüg-

lich über die Benennung.

(3) Die für die Entscheidungen nach die-

sem Gesetz zuständigen Behörden und Stel-

len übermitteln dem Bundesministerium für

Gesundheit statistische Aufstellungen über

die getroffenen Entscheidungen, die die

Europäische Kommission für den nach Arti-

kel 60 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG

erforderlichen Bericht benötigt, zur Weiter-

leitung an die Kommission.

§ 3a Vorwarnmechanismus

(1) Die jeweils zuständige Stelle unterrich-

tet die zuständigen Behörden der anderen

Mitgliedstaaten der Europäischen Union,

der anderen Vertragsstaaten des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschafts-

raum und der Schweiz über

1. den Widerruf oder die Rücknahme der

Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, die sofort voll-

ziehbar oder unanfechtbar sind,

2. den Verzicht auf die Erlaubnis,

3. das Verbot der Ausübung des Berufs

des Notfallsanitäters durch unanfechtbare

gerichtliche Entscheidung oder
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4. das vorläufige Berufsverbot durch ge-

richtliche Entscheidung.

(2) Die Mitteilung nach Absatz 1 (Warn-

mitteilung) enthält folgende Angaben:

1. die zur Identifizierung der betroffenen

Person erforderlichen Angaben, insbeson-

dere Name, Vorname, Geburtsdatum und

Geburtsort,

2. Beruf der betroffenen Person,

3. Angaben über die Behörde oder das

Gericht, die oder das die Entscheidung

getroffen hat,

4. Umfang der Entscheidung oder des

Verzichts und

5. Zeitraum, in dem die Entscheidung

oder der Verzicht gilt.

Die Warnmitteilung erfolgt unverzüglich,

spätestens jedoch drei Tage nach Eintritt der

Unanfechtbarkeit einer Entscheidung nach

Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 3, nach

Bekanntgabe einer Entscheidung nach Ab-

satz 1 Nummer 4 oder nach einem Verzicht

nach Absatz 1 Nummer 2. Sie ist über das

durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 25. Oktober 2012 über die Verwal-

tungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnen-

markt-Informationssystems und zur Auf-

hebung der Entscheidung 2008/49/EG der

Kommission (ABl. L 316 vom 14.11.2012, 

S. 1) eingerichtete Binnenmarkt-Informa-

tionssystem (IMI) zu übermitteln. Zeitgleich

mit der Warnmitteilung unterrichtet die

Stelle, die die Warnmitteilung getätigt hat,

die betroffene Person über die Warnmittei-

lung und deren Inhalt schriftlich unter Bei-

fügung einer Rechtsbehelfsbelehrung. Wird

ein Rechtsbehelf gegen die Warnmitteilung

eingelegt, ergänzt die Stelle, die die Warn-

mitteilung getätigt hat, die Warnmitteilung

um einen entsprechenden Hinweis.

(3) Im Fall der Aufhebung einer in Ab-

satz 1 genannten Entscheidung oder eines

Widerrufs des Verzichts unterrichtet jeweils

die zuständige Stelle die zuständigen Behör-

den der anderen Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union, der anderen Vertragsstaa-

ten des Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum und der Schweiz unverzüg-

lich unter Angabe des Datums über die Auf-

hebung der Entscheidung oder den Wider-

ruf des Verzichts. Die zuständige Stelle

unterrichtet die zuständigen Behörden der

anderen Mitgliedstaaten der Europäischen

Union, der anderen Vertragsstaaten des

Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum und der Schweiz ebenfalls

unverzüglich über jede Änderung des nach

Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 angegebenen

Zeitraums. Die zuständige Stelle löscht

Warnmitteilungen nach Absatz 1 im IMI

unverzüglich, spätestens jedoch drei Tage

nach Aufhebung der Entscheidung oder

Widerruf des Verzichts.

(4) Wird gerichtlich festgestellt, dass eine

Person, die die Erteilung der Erlaubnis oder

die Feststellung der Gleichwertigkeit ihrer

Berufsqualifikation nach diesem Gesetz be-

antragt hat, dabei gefälschte Berufsqualifi-

kationsnachweise verwendet hat, unterrich-

tet die zuständige Stelle die zuständigen

Behörden der anderen Mitgliedstaaten der

Europäischen Union, der anderen Vertrags-

staaten des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum und der Schweiz

über die Identität dieser Person, insbeson-

dere über Name, Vorname, Geburtsdatum

und Geburtsort, und den Umstand, dass

diese Person gefälschte Berufsqualifika-

tionsnachweise verwendet hat. Die Unter-

richtung erfolgt unverzüglich, spätestens je-

doch drei Tage nach Unanfechtbarkeit der
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Feststellung über das IMI. Absatz 2 Satz 4

und 5 gilt für die Unterrichtung nach Satz 1

entsprechend.

(5) Ergänzend zu den Absätzen 1 bis 4 

ist die Durchführungsverordnung (EU)

2015/983 der Kommission vom 24. Juni

2015 betreffend das Verfahren zur Ausstel-

lung des Europäischen Berufsausweises und

die Anwendung des Vorwarnmechanismus

gemäß der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates (ABl. 

L 159 vom 25.6.2015, S. 27) in der jeweils

geltenden Fassung zu beachten.

Abschnitt 2 Ausbildung

§ 4 Ausbildungsziel

(1) Die Ausbildung zur Notfallsanitäterin

oder zum Notfallsanitäter soll entsprechend

dem allgemein anerkannten Stand rettungs-

dienstlicher, medizinischer und weiterer

bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse fach-

liche, personale, soziale und methodische

Kompetenzen zur eigenverantwortlichen

Durchführung und teamorientierten Mitwir-

kung insbesondere bei der notfallmedizini-

schen Versorgung und dem Transport von

Patientinnen und Patienten vermitteln.

Dabei sind die unterschiedlichen situativen

Einsatzbedingungen zu berücksichtigen. Die

Ausbildung soll die Notfallsanitäterinnen

und Notfallsanitäter außerdem in die Lage

versetzen, die Lebenssituation und die je-

weilige Lebensphase der Erkrankten und

Verletzten und sonstigen Beteiligten sowie

deren Selbständigkeit und Selbstbestim-

mung in ihr Handeln mit einzubeziehen.

(2) Die Ausbildung nach Absatz 1 soll ins-

besondere dazu befähigen,

1. die folgenden Aufgaben eigenverant-

wortlich auszuführen:

a) Feststellen und Erfassen der Lage am

Einsatzort und unverzügliche Einleitung not-

wendiger allgemeiner Maßnahmen zur Ge-

fahrenabwehr,

b) Beurteilen des Gesundheitszustandes

von erkrankten und verletzten Personen,

insbesondere Erkennen einer vitalen Bedro-

hung, Entscheiden über die Notwendigkeit,

eine Notärztin oder einen Notarzt, weiteres

Personal, weitere Rettungsmittel oder sons-

tige ärztliche Hilfe nachzufordern, sowie

Umsetzen der erforderlichen Maßnahmen,

c) Durchführen medizinischer Maßnah-

men der Erstversorgung bei Patientinnen

und Patienten im Notfalleinsatz und dabei

Anwenden von in der Ausbildung erlernten

und beherrschten, auch invasiven Maßnah-

men, um einer Verschlechterung der Situa-

tion der Patientinnen und Patienten bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung vorzubeugen, wenn ein lebens-

gefährlicher Zustand vorliegt oder wesent-

liche Folgeschäden zu erwarten sind,

d) angemessenes Umgehen mit Menschen

in Notfall- und Krisensituationen,

e) Herstellen und Sichern der Transport-

fähigkeit der Patientinnen und Patienten im

Notfalleinsatz,

f) Auswählen des geeigneten Transport-

zielortes sowie Überwachen des medizini-

schen Zustandes der Patientinnen und

Patienten und seiner Entwicklung während

des Transports,

g) sachgerechtes Übergeben der Patien-

tinnen und Patienten in die ärztliche Weiter-

behandlung einschließlich Beschreiben und

Dokumentieren ihres medizinischen Zustan-

des und seiner Entwicklung,

NotSanG �27



h) Kommunizieren mit am Einsatz be-

teiligten oder zu beteiligenden Personen,

Institutionen oder Behörden,

i) Durchführen von qualitätssichernden

und organisatorischen Maßnahmen im

Rettungsdienst sowie Dokumentieren der

angewendeten notfallmedizinischen und

einsatztaktischen Maßnahmen und

j) Sicherstellen der Einsatz- und Betriebs-

fähigkeit der Rettungsmittel einschließlich

Beachten sowie Einhalten der Hygiene-

vorschriften und rechtlichen Arbeits- und

Unfallschutzvorschriften,

2. die folgenden Aufgaben im Rahmen

der Mitwirkung auszuführen:

a) Assistieren bei der ärztlichen Notfall-

und Akutversorgung von Patientinnen und

Patienten im Notfalleinsatz,

b) eigenständiges Durchführen ärztlich

veranlasster Maßnahmen bei Patientinnen

und Patienten im Notfalleinsatz und

c) eigenständiges Durchführen von heil-

kundlichen Maßnahmen, die vom Ärztlichen

Leiter Rettungsdienst oder entsprechend

verantwortlichen Ärztinnen oder Ärzten bei

bestimmten notfallmedizinischen Zustands-

bildern und -situationen standardmäßig

vorgegeben, überprüft und verantwortet

werden,

3. mit anderen Berufsgruppen und Men-

schen am Einsatzort, beim Transport und

bei der Übergabe unter angemessener

Berücksichtigung der Gesamtlage vom indi-

vidual-medizinischen Einzelfall bis zum

Großschadens- und Katastrophenfall patien-

tenorientiert zusammenzuarbeiten.

§ 5 Dauer und Struktur der Ausbildung

(1) Die Ausbildung für Notfallsanitäterin-

nen und Notfallsanitäter dauert unabhängig

vom Zeitpunkt der staatlichen Prüfung in

Vollzeitform drei Jahre, in Teilzeitform

höchstens fünf Jahre. Sie besteht aus theo-

retischem und praktischem Unterricht und

einer praktischen Ausbildung. Die Ausbil-

dung schließt mit einer staatlichen Prüfung

ab.

(2) Der theoretische und praktische Unter-

richt wird in staatlich anerkannten Schulen

durchgeführt. In den Ländern, in denen die

Ausbildung nach diesem Gesetz dem Schul-

recht unterliegt, wird die Genehmigung zur

Durchführung der Ausbildung den Schulen

nach dem Schulrecht der Länder und nach

Maßgabe von § 6 erteilt. Die praktische

Ausbildung wird an einer genehmigten

Lehrrettungswache und an geeigneten

Krankenhäusern durchgeführt.

(3) Die Gesamtverantwortung für die

Organisation und Koordination des theoreti-

schen und praktischen Unterrichts und der

praktischen Ausbildung entsprechend dem

Ausbildungsziel trägt die Schule. Die Schule

unterstützt die praktische Ausbildung 

durch Praxisbegleitung. Die Praxisanleitung

ist durch die Einrichtungen nach Absatz 2

Satz 3 sicherzustellen.

§ 6 Staatliche Anerkennung von

Schulen; Genehmigung von

Lehrrettungswachen

(1) Die staatliche Anerkennung der Schu-

len nach § 5 Absatz 2 Satz 1 und die Ge-

nehmigung von Lehrrettungswachen nach 

§ 5 Absatz 2 Satz 3 erfolgt durch die zu-

ständige Behörde.

(2) Schulen werden anerkannt, wenn sie

folgende Mindestanforderungen erfüllen:

1. hauptberufliche Leitung der Schule

durch eine entsprechend qualifizierte Fach-

kraft mit einer abgeschlossenen Hochschul-

ausbildung,
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2. Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl

der Ausbildungsplätze ausreichenden Zahl

fachlich und pädagogisch qualifizierter

Lehrkräfte mit entsprechender, abgeschlos-

sener Hochschulausbildung für die Durch-

führung des theoretischen und praktischen

Unterrichts,

3. Vorhandensein der für die Ausbildung

erforderlichen Räume und Einrichtungen

sowie ausreichender Lehr- und Lernmittel,

4. Sicherstellung der Durchführung der

praktischen Ausbildung nach der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für Not-

fallsanitäterinnen und Notfallsanitäter durch

Vereinbarungen mit Lehrrettungswachen,

die von der zuständigen Behörde für die

Durchführung von Teilen der praktischen

Ausbildung genehmigt worden sind, und

mit Krankenhäusern, die von der zuständi-

gen Behörde als geeignet beurteilt werden.

Über Satz 1 hinausgehende landesrechtli-

che Regelungen bleiben unberührt. Die Län-

der können durch Landesrecht das Nähere

zu den Mindestanforderungen nach Satz 1

bestimmen.

(3) Die Landesregierungen können durch

Rechtsverordnung Regelungen zur Be-

schränkung der Hochschulausbildung nach

Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 auf be-

stimmte Hochschularten und Studiengänge

treffen.

§ 7 Ausbildung an der Hochschule im

Rahmen von Modellvorhaben

(1) Zur Erprobung von Ausbildungsange-

boten, die der Weiterentwicklung des Be-

rufs des Notfallsanitäters im akademischen

Bereich unter Berücksichtigung der berufs-

feldspezifischen Anforderungen sowie

moderner berufspädagogischer Erkennt-

nisse dienen sollen, können die Länder den

Unterricht abweichend von § 5 Absatz 2

Satz 1 an Hochschulen stattfinden lassen.

Abweichungen von der Ausbildungs- und

Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterin-

nen und Notfallsanitäter sind jedoch nur

zulässig, soweit sie den theoretischen und

praktischen Unterricht in § 1 Absatz 1 Satz

1 sowie die Anlage 1 der Verordnung be-

treffen. Im Übrigen gilt die Verordnung

unverändert mit der Maßgabe, dass an die

Stelle der Schule die Hochschule tritt.

(2) Durch die Erprobung von Ausbildungs-

angeboten nach Absatz 1 darf das Erreichen

des Ausbildungsziels nicht gefährdet wer-

den. Die Vereinbarkeit der Ausbildung mit

der Richtlinie 2005/36/EG ist zu gewähr-

leisten.

(3) Ziele, Dauer, Art und allgemeine

Vorgaben zur Ausgestaltung der Modell-

vorhaben sowie die Bedingungen für die

Teilnahme sind jeweils von den Ländern

festzulegen.

(4) Die Länder stellen jeweils eine wissen-

schaftliche Begleitung und Auswertung der

Modellvorhaben im Hinblick auf die Errei-

chung der Ziele sicher. Diese erfolgt auf der

Grundlage von Richtlinien über die wissen-

schaftliche Begleitung und Auswertung von

Modellvorhaben nach § 4 Absatz 6 Satz 3

des Ergotherapeutengesetzes, § 6 Absatz 4

Satz 3 des Hebammengesetzes, § 4 Ab-

satz 6 Satz 3 des Logopädengesetzes und 

§ 9 Absatz 3 Satz 3 des Masseur- und

Physiotherapeutengesetzes vom 16. Novem-

ber 2009, die das Bundesministerium für

Gesundheit im Bundesanzeiger vom 27. No-

vember 2009 (BAnz. S. 4052) bekannt ge-

macht hat.

(5) Die Länder übermitteln dem Bundes-

ministerium für Gesundheit die Ergebnisse

der Auswertung.
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§ 8 Voraussetzungen für den Zugang

zur Ausbildung

Voraussetzung für den Zugang zu einer

Ausbildung nach diesem Gesetz ist,

1. die gesundheitliche Eignung zur Aus-

übung des Berufs und

2. im Fall einer Ausbildung

a) an einer staatlichen Schule (§ 5 

Absatz 2 Satz 1)

aa) der mittlere Schulabschluss oder eine

andere gleichwertige, abgeschlossene

Schulbildung oder

bb) eine nach einem Hauptschulabschluss

oder einer gleichwertigen Schulbildung er-

folgreich abgeschlossene Berufsausbildung

von mindestens zweijähriger Dauer,

b) im Rahmen eines Modellvorhabens an

einer Hochschule (§ 7) der Nachweis der

Hochschulzugangsberechtigung.

§ 9 Anrechnung gleichwertiger

Ausbildungen

Die zuständige Behörde kann auf Antrag

eine andere erfolgreich abgeschlossene

Ausbildung oder erfolgreich abgeschlossene

Teile einer Ausbildung im Umfang ihrer

Gleichwertigkeit auf die Dauer einer Ausbil-

dung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 oder § 7 an-

rechnen. Das Erreichen des Ausbildungsziels

darf durch die Anrechnung nicht gefährdet

werden.

§ 10 Anrechnung von Fehlzeiten

(1) Auf die Dauer einer Ausbildung nach 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 werden angerechnet:

1. Urlaub, einschließlich Bildungsurlaub,

oder Ferien,

2. Unterbrechungen wegen Krankheit

oder aus anderen, von der Schülerin oder

dem Schüler nicht zu vertretenden Gründen

a) bis zu 10 Prozent des theoretischen

und praktischen Unterrichts sowie

b) bis zu 10 Prozent der Stunden der

praktischen Ausbildung

nach Maßgabe der nach § 11 erlassenen

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für

Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter

und

3. Unterbrechungen wegen Schwanger-

schaft bei Schülerinnen; die Unterbrechung

der Ausbildung darf einschließlich der Fehl-

zeiten nach Nummer 2 eine Gesamtdauer

von 14 Wochen nicht überschreiten.

(2) Die zuständige Behörde kann auf An-

trag auch über Absatz 1 hinausgehende

Fehlzeiten berücksichtigen, wenn eine be-

sondere Härte vorliegt und das Erreichen

des Ausbildungsziels durch die Anrechnung

nicht gefährdet wird.

(3) Freistellungsansprüche nach dem

Betriebsverfassungsgesetz, dem Bundes-

personalvertretungsgesetz oder den Landes-

personalvertretungsgesetzen bleiben unbe-

rührt.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-

chend für Ausbildungen nach § 7.

§ 11 Verordnungsermächtigung

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit

wird ermächtigt, im Benehmen mit dem

Bundesministerium für Bildung und For-

schung durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates in einer Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung nach

Maßgabe des § 4 die Mindestanforderun-

gen an die Ausbildung für Notfallsanitäte-

rinnen und Notfallsanitäter nach § 5 und

die weitere Ausbildung nach § 32 Absatz 2,

das Nähere über die staatliche Prüfung und

Ergänzungsprüfung sowie das Nähere über
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die Urkunden für die Erlaubnis nach § 1 Ab-

satz 1 zu regeln.

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz

1 ist für Inhaberinnen und Inhaber von Aus-

bildungsnachweisen, die eine Erlaubnis

nach § 2 Absatz 1 in Verbindung mit § 2

Absatz 3, 4, 4a oder Absatz 5 beantragen,

Folgendes zu regeln:

1. das Verfahren bei der Prüfung der Vor-

aussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer 2

und 3, insbesondere die Vorlage der von der

antragstellenden Person vorzulegenden

Nachweise und die Ermittlung durch die zu-

ständige Behörde entsprechend Artikel 50

Absatz 1 bis 3a in Verbindung mit Anhang

VII der Richtlinie 2005/36/EG,

2. die Pflicht von Inhaberinnen und In-

habern von Ausbildungsnachweisen, nach

Maßgabe des Artikels 52 Absatz 1 der

Richtlinie 2005/36/EG die Berufsbezeich-

nung des Aufnahmemitgliedstaats zu

führen und deren etwaige Abkürzung zu

verwenden,

3. die Fristen für die Erteilung der

Erlaubnis,

4. das Verfahren über die Voraussetzun-

gen zur Dienstleistungserbringung gemäß 

§ 1 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 22

bis 24,

5. die Regelungen zur Durchführung und

zum Inhalt der Anpassungsmaßnahmen nach

§ 2 Absatz 3 Satz 7 und Absatz 4 Satz 5,

6. das Verfahren bei der Ausstellung eines

Europäischen Berufsausweises.

(3) Abweichungen durch Landesrecht von

den Regelungen des Verwaltungsverfahrens

in der auf der Grundlage der Absätze 1 

und 2 erlassenen Rechtsverordnung sind

ausgeschlossen.

Abschnitt 3 Ausbildungsverhältnis

§ 12 Ausbildungsvertrag

(1) Zwischen dem Ausbildungsträger und

der Schülerin oder dem Schüler ist ein

schriftlicher Ausbildungsvertrag nach Maß-

gabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu

schließen.

(2) Der Ausbildungsvertrag muss mindes-

tens Folgendes enthalten:

1. die Bezeichnung des Berufs, zu dem

nach den Vorschriften dieses Gesetzes aus-

gebildet wird,

2. den Beginn und die Dauer der Aus-

bildung,

3. Angaben über die der Ausbildung

zugrunde liegende Ausbildungs- und Prü-

fungsverordnung sowie über die inhaltliche

und zeitliche Gliederung der praktischen

Ausbildung,

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen

oder wöchentlichen Arbeitszeit,

5. die Dauer der Probezeit,

6. Angaben über Zahlung und Höhe der

Ausbildungsvergütung,

7. die Dauer des Urlaubs,

8. die Voraussetzungen, unter denen der

Ausbildungsvertrag gekündigt werden

kann, und

9. die dem Ausbildungsvertrag zugrunde

liegenden tariflichen Bestimmungen und

Dienstvereinbarungen.

(3) Der Ausbildungsvertrag ist von einer

Person, die zur Vertretung des Ausbildungs-

trägers berechtigt ist, und der Schülerin

oder dem Schüler, bei Minderjährigen auch

von deren gesetzlichen Vertretern, zu unter-

zeichnen. Eine Ausfertigung des unter-

zeichneten Ausbildungsvertrages ist der

Schülerin oder dem Schüler und deren ge-

setzlichen Vertretern auszuhändigen.
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(4) Änderungen des Ausbildungsvertrages

bedürfen der Schriftform.

§ 13 Pflichten des Ausbildungsträgers

(1) Der Ausbildungsträger ist verpflichtet,

1. die Ausbildung in einer durch ihren

Zweck gebotenen Form planmäßig sowie

zeitlich und sachlich gegliedert so durchzu-

führen, dass das Ausbildungsziel (§ 4) in der

vorgesehenen Zeit erreicht werden kann, und

2. der Schülerin oder dem Schüler kosten-

los die Ausbildungsmittel einschließlich der

Fachbücher, Instrumente und Apparate zur

Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung

und zum Ablegen der staatlichen Prüfung

erforderlich sind.

(2) Den Schülerinnen und Schülern dürfen

nur Aufgaben übertragen werden, die dem

Ausbildungszweck und dem Ausbildungs-

stand entsprechen; die übertragenen Auf-

gaben sollen den physischen und psychi-

schen Kräften der Schülerinnen und Schüler

angemessen sein. Während der praktischen

Ausbildung an einer genehmigten Lehrret-

tungswache können die Schülerinnen und

Schüler auch zu regulären, dienstplanmäßi-

gen Einsatzdiensten herangezogen werden,

wenn die Teilnahme am Einsatzdienst dem

Zweck der Ausbildung dient und sich der

Ausbildungsträger nach einer Überprüfung

ihrer Kompetenz vergewissert hat, dass die

Schülerin oder der Schüler dazu in der Lage

ist.

§ 14 Pflichten der Schülerin oder des

Schülers

Die Schülerin oder der Schüler hat sich zu

bemühen, die in § 4 genannten Kompeten-

zen zu erwerben, die erforderlich sind, um

das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie oder

er ist insbesondere verpflichtet,

1. an den vorgeschriebenen Ausbildungs-

veranstaltungen teilzunehmen,

2. die ihr oder ihm im Rahmen der Aus-

bildung übertragenen Aufgaben sorgfältig

auszuführen und

3. die für Beschäftigte in Einrichtungen

nach § 5 Absatz 2 Satz 3 geltenden Bestim-

mungen über die Schweigepflicht einzu-

halten und über Betriebsgeheimnisse Still-

schweigen zu wahren.

§ 15 Ausbildungsvergütung

(1) Der Ausbildungsträger hat der Schüle-

rin oder dem Schüler eine angemessene

Ausbildungsvergütung zu gewähren.

(2) Sachbezüge können in der Höhe der

Werte, die durch Rechtsverordnung nach 

§ 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten

Buches Sozialgesetzbuch bestimmt sind,

angerechnet werden; sie dürfen jedoch 

75 Prozent der Bruttovergütung nicht über-

schreiten. Kann die Schülerin oder der

Schüler aus berechtigtem Grund Sachbe-

züge nicht abnehmen, so sind diese nach

den Sachbezugswerten abzugelten.

(3) Eine über die vereinbarte regelmäßige

tägliche oder wöchentliche Ausbildungszeit

hinausgehende Beschäftigung ist nur aus-

nahmsweise zulässig und besonders zu ver-

güten.

§ 16 Probezeit

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit 

der Probezeit. Die Probezeit beträgt vier

Monate.

§ 17 Ende des Ausbildungsverhältnisses

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit

Ablauf der Ausbildungszeit.

(2) Besteht die Schülerin oder der Schüler

die staatliche Prüfung nicht oder kann sie
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oder er ohne eigenes Verschulden die staat-

liche Prüfung nicht vor Ablauf der Ausbil-

dung ablegen, so verlängert sich das Aus-

bildungsverhältnis auf ihren oder seinen

schriftlichen Antrag beim Ausbildungsträger

bis zur nächstmöglichen Wiederholungs-

prüfung, höchstens jedoch um ein Jahr.

§ 18 Kündigung des

Ausbildungsverhältnisses

(1) Während der Probezeit kann das Aus-

bildungsverhältnis von jedem Vertragspart-

ner jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist gekündigt werden.

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbil-

dungsverhältnis nur gekündigt werden

1. von jedem Vertragspartner ohne Ein-

halten einer Kündigungsfrist,

a) wenn die Voraussetzungen des § 2 Ab-

satz 1 Nummer 2 und 3 nicht oder nicht

mehr vorliegen oder

b) wenn ein sonstiger wichtiger Grund

vorliegt, sowie

2. von der Schülerin oder dem Schüler mit

einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

(3) Die Kündigung muss schriftlich erfol-

gen. In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1

sind die Kündigungsgründe anzugeben.

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen

Grund ist unwirksam, wenn die ihr zu-

grunde liegenden Tatsachen der kündi-

gungsberechtigten Person länger als 14

Tage bekannt sind. Ist ein vorgesehenes

Güteverfahren vor einer außergerichtlichen

Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Be-

endigung der Lauf dieser Frist gehemmt.

§ 19 Beschäftigung im Anschluss an das

Ausbildungsverhältnis

Wird die Schülerin oder der Schüler im

Anschluss an das Ausbildungsverhältnis be-

schäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich

etwas vereinbart worden ist, so gilt ein

Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als

begründet.

§ 20 Nichtigkeit von Vereinbarungen

(1) Eine Vereinbarung, die zu Ungunsten

der Schülerin oder des Schülers von den

übrigen Vorschriften dieses Abschnitts ab-

weicht, ist nichtig.

(2) Eine Vereinbarung, die die Schülerin

oder den Schüler für die Zeit nach Beendi-

gung des Ausbildungsverhältnisses in der

Ausübung ihrer oder seiner beruflichen

Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. Dies gilt

nicht, wenn die Schülerin oder der Schüler

innerhalb der letzten sechs Monate des

Ausbildungsverhältnisses für die Zeit nach

dessen Beendigung ein Arbeitsverhältnis

eingeht.

(3) Nichtig ist auch eine Vereinbarung

über

1. die Verpflichtung der Schülerin oder

des Schülers, für die Ausbildung eine Ent-

schädigung oder Schulgeld zu zahlen,

2. Vertragsstrafen,

3. den Ausschluss oder die Beschränkung

von Schadensersatzansprüchen und

4. die Festsetzung der Höhe eines

Schadensersatzes in Pauschalbeträgen.

§ 21 Ausschluss der Geltung von

Vorschriften dieses Abschnitts

Die Vorschriften dieses Abschnitts finden

keine Anwendung auf Ausbildungsteilneh-

merinnen und Ausbildungsteilnehmer, die

1. die Ausbildung nach § 7 an einer

Hochschule absolvieren oder

2. in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-

und Treueverhältnis als Beamte auf Wider-

ruf stehen.
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Abschnitt 4 Erbringen 

von Dienstleistungen

§ 22 Dienstleistungserbringende

Personen

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats

des Europäischen Wirtschaftsraums, die zur

Ausübung des Berufs des Notfallsanitäters

in einem anderen Vertragsstaat des Euro-

päischen Wirtschaftsraums auf Grund einer

nach deutschen Rechtsvorschriften abge-

schlossenen Ausbildung oder auf Grund

eines den Anforderungen des § 2 Absatz 4

entsprechenden Ausbildungsnachweises

berechtigt sind und

1. die in einem Mitgliedstaat rechtmäßig

niedergelassen sind oder,

2. wenn der Beruf des Notfallsanitäters

oder die Ausbildung zu diesem Beruf im

Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglemen-

tiert ist, diesen Beruf während der vorher-

gehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr

im Niederlassungsmitgliedstaat rechtmäßig

ausgeübt haben,

dürfen als dienstleistungserbringende Per-

sonen im Sinne des Artikels 57 des Vertra-

ges über die Arbeitsweise der Europäischen

Union vorübergehend und gelegentlich

ihren Beruf im Geltungsbereich dieses Ge-

setzes ausüben. Der vorübergehende und

gelegentliche Charakter der Dienstleistungs-

erbringung wird im Einzelfall beurteilt. In

die Beurteilung sind Dauer, Häufigkeit, re-

gelmäßige Wiederkehr und Kontinuität der

Dienstleistung einzubeziehen.

(2) Dienstleistungserbringende Personen

haben beim Erbringen der Dienstleistung im

Geltungsbereich dieses Gesetzes die glei-

chen Rechte und Pflichten wie Personen mit

einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1.

(3) Die Berechtigung nach Absatz 1 be-

steht nicht, wenn die Voraussetzungen für

eine Rücknahme oder einen Widerruf, die

sich auf die Tatbestände nach § 2 Absatz 1

Nummer 2 oder Nummer 3 beziehen, zwar

vorliegen, die Rücknahme oder der Wider-

ruf jedoch nicht vollzogen werden kann, da

die betroffene Person keine deutsche Be-

rufserlaubnis besitzt.

(4) § 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 23 Meldung der

dienstleistungserbringenden Person an

die zuständige Behörde

(1) Wer beabsichtigt, im Sinne des § 22

Absatz 1 Dienstleistungen zu erbringen, hat

dies der zuständigen Behörde vorher schrift-

lich zu melden. Die Meldung ist einmal jähr-

lich zu erneuern, wenn die dienstleistungs-

erbringende Person beabsichtigt, während

des betreffenden Jahres vorübergehend und

gelegentlich Dienstleistungen im Geltungs-

bereich dieses Gesetzes zu erbringen.

(2) Bei der erstmaligen Meldung oder bei

wesentlichen Änderungen hat die dienst-

leistungserbringende Person einen Staatsan-

gehörigkeitsnachweis, einen Berufsqualifi-

kationsnachweis, eine der Bescheinigungen

nach Nummer 1 oder Nummer 2 sowie die

Erklärung nach Nummer 3 vorzulegen:

1. eine Bescheinigung über die recht-

mäßige Niederlassung als Notfallsanitäterin

oder als Notfallsanitäter in einem anderen

Mitgliedstaat; dabei darf der dienstleis-

tungserbringenden Person die Ausübung

dieser Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage

der Bescheinigung nicht, auch nicht vor-

übergehend, untersagt sein und es dürfen

keine Vorstrafen vorliegen oder

2. im Fall des § 22 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 2 einen Nachweis in beliebiger Form

darüber, dass die dienstleistungserbrin-
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gende Person eine dem Beruf des Notfall-

sanitäters entsprechende Tätigkeit während

der vorhergehenden zehn Jahre mindestens

ein Jahr lang rechtmäßig ausgeübt hat, und

3. eine Erklärung der dienstleistungser-

bringenden Person, dass sie über die zur Er-

bringung der Dienstleistung erforderlichen

Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

Die für die Ausübung der Dienstleistung

erforderlichen Kenntnisse der deutschen

Sprache müssen vorhanden sein.

§ 24 Prüfen der Angaben durch die

zuständige Behörde

(1) Die zuständige Behörde prüft im Fall

der erstmaligen Dienstleistungserbringung

den nach § 23 Absatz 2 Satz 1 vorgelegten

Berufsqualifikationsnachweis.

(2) § 2 Absatz 4 und 4a gilt entsprechend

mit der Maßgabe, dass für wesentliche

Unterschiede zwischen der beruflichen Qua-

lifikation der dienstleistungserbringenden

Person und der nach diesem Gesetz und der

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für

Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter

geforderten Ausbildung Ausgleichsmaßnah-

men nur gefordert werden dürfen, wenn

die Unterschiede so groß sind, dass ohne

den Ausgleich der fehlenden Kenntnisse

und Fertigkeiten die öffentliche Gesundheit

gefährdet wäre. Soweit dies für die Beurtei-

lung der Frage, ob wesentliche Unter-

schiede vorliegen, erforderlich ist, kann die

zuständige Behörde bei der zuständigen

Behörde des Niederlassungsmitgliedstaats

Informationen über die Ausbildungsgänge

der dienstleistungserbringenden Person

anfordern.

(3) Der Ausgleich der fehlenden Kennt-

nisse und Fertigkeiten erfolgt durch eine

Eignungsprüfung.

§ 25 Bescheinigungen der zuständigen

Behörde

Einer oder einem Staatsangehörigen eines

Vertragsstaats des Europäischen Wirt-

schaftsraums, die oder der im Geltungs-

bereich dieses Gesetzes den Beruf des Not-

fallsanitäters auf Grund einer Erlaubnis

nach § 1 Absatz 1 ausübt, ist auf Antrag für

Zwecke der Dienstleistungserbringung in

einem anderen Vertragsstaat des Europäi-

schen Wirtschaftsraums eine Bescheinigung

darüber auszustellen, dass sie oder er

1. als Notfallsanitäterin oder Notfall-

sanitäter rechtmäßig niedergelassen ist und

ihr oder ihm die Ausübung des Berufs nicht,

auch nicht vorübergehend, untersagt ist

und keine Vorstrafen vorliegen,

2. über die zur Ausübung der jeweiligen

Tätigkeit erforderliche berufliche Qualifika-

tion verfügt.

§ 1 Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 26 Verwaltungszusammenarbeit,

Unterrichtungspflichten

(1) Wird gegen die Pflichten nach § 22

Absatz 2 verstoßen, so hat die zuständige

Behörde unverzüglich die zuständige Be-

hörde des Niederlassungsmitgliedstaats

dieser dienstleistungserbringenden Person

hierüber zu unterrichten.

(2) Im Fall von berechtigten Zweifeln sind

die zuständigen Behörden berechtigt, für

jede Dienstleistungserbringung von den

zuständigen Behörden des Niederlassungs-

mitgliedstaats Informationen über die

Rechtmäßigkeit der Niederlassung sowie

darüber anzufordern, ob berufsbezogene

disziplinarische oder strafrechtliche Sanktio-

nen vorliegen.

(3) Auf Anforderung der zuständigen

Behörden eines Vertragsstaats des Euro-
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päischen Wirtschaftsraums haben die zu-

ständigen Behörden in Deutschland nach

Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG der

anfordernden Behörde Folgendes zu über-

mitteln:

1. alle Informationen über die Recht-

mäßigkeit der Niederlassung und die gute

Führung der dienstleistungserbringenden

Person sowie

2. Informationen darüber, dass keine

berufsbezogenen disziplinarischen oder

strafrechtlichen Sanktionen vorliegen.

Abschnitt 5 Zuständigkeiten

§ 27 Aufgaben der jeweils zuständigen

Behörden

(1) Die Entscheidungen, ob die Erlaubnis

erteilt wird, die Berufsbezeichnung »Not-

fallsanitäterin« oder »Notfallsanitäter« zu

führen (§ 2 Absatz 1), trifft die zuständige

Behörde des Landes, in dem die antragstel-

lende Person die Prüfung abgelegt hat.

(2) Die Entscheidungen über die Anrech-

nung gleichwertiger Ausbildungen (§ 9) und

die Anrechnung von Fehlzeiten (§ 10) trifft

die zuständige Behörde des Landes, in dem

die Ausbildung durchgeführt wird oder dem

Antrag entsprechend durchgeführt werden

soll.

(3) Die Meldung der dienstleistungserbrin-

genden Person nach § 23 nimmt die zustän-

dige Behörde des Landes entgegen, in dem

die Dienstleistung erbracht werden soll oder

erbracht worden ist. Sie fordert die Informa-

tionen nach § 26 Absatz 2 an.

(4) Die Informationen nach § 26 Absatz 3

werden durch die zuständige Behörde des

Landes übermittelt, in dem der Beruf des

Notfallsanitäters ausgeübt wird oder zuletzt

ausgeübt worden ist. Die Unterrichtung 

des Herkunftsmitgliedstaats gemäß § 26

Absatz 1 erfolgt durch die zuständige Be-

hörde des Landes, in dem die Dienstleistung

erbracht wird oder erbracht worden ist.

(5) Die Bescheinigungen nach § 25 stellt

die zuständige Behörde des Landes aus, in

dem die antragstellende Person den Beruf

des Notfallsanitäters ausübt.

(6) Die Länder bestimmen die zur Durch-

führung dieses Gesetzes zuständigen Be-

hörden.

Abschnitt 6 Bußgeldvorschriften

§ 28 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. ohne Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 die

Berufsbezeichnung »Notfallsanitäterin«

oder »Notfallsanitäter« oder

2. entgegen § 30 Absatz 2 die Berufs-

bezeichnung »Rettungsassistentin« oder

»Rettungsassistent«

führt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer

Geldbuße bis zu dreitausend Euro geahndet

werden.

Abschnitt 7 Anwendungs- und

Übergangsvorschriften

§ 29 Nichtanwendung des

Berufsbildungsgesetzes

Für die Ausbildung zur Notfallsanitäterin

oder zum Notfallsanitäter findet das Berufs-

bildungsgesetz keine Anwendung.
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§ 30 Weiterführen der alten Erlaubnis

zur Führung der Berufsbezeichnung

Rettungsassistentinnen und Rettungsas-

sistenten, die eine Erlaubnis nach dem Ret-

tungsassistentengesetz besitzen, dürfen die

Berufsbezeichnung weiterhin führen. Die

Berufsbezeichnung »Rettungsassistentin«

oder »Rettungsassistent« darf jedoch nur

unter den Voraussetzungen des Satzes 1

geführt werden.

§ 31 Weitergeltung staatlicher

Anerkennungen von Schulen

(1) Schulen entsprechend § 5 Absatz 2

Satz 1, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes

auf Grund des Rettungsassistentengesetzes

staatlich anerkannt worden sind, gelten

weiterhin als staatlich anerkannt nach § 6,

wenn die Anerkennung nicht zurückgenom-

men wird.

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen,

falls das Vorliegen der Voraussetzungen

nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht

innerhalb von fünf und nach § 6 Absatz 2

Satz 1 Nummer 2 nicht innerhalb von zehn

Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Geset-

zes nachgewiesen wird. Sie ist ferner zu-

rückzunehmen, wenn zum Zeitpunkt des

Beginns des ersten nach Inkrafttreten dieses

Gesetzes anfangenden Ausbildungsjahres

die Voraussetzung des § 6 Absatz 2 Satz 1

Nummer 4 nicht sichergestellt ist.

(3) Die Voraussetzungen des § 6 Absatz 2

Satz 1 Nummer 1 und 2 gelten als erfüllt,

wenn als Schulleitung oder Lehrkräfte Per-

sonen eingesetzt werden, die bei Inkraft-

treten dieses Gesetzes

1. eine staatlich anerkannte Rettungs-

assistentenschule leiten,

2. als Lehrkräfte an einer staatlich an-

erkannten Rettungsassistentenschule unter-

richten,

3. über die Qualifikation zur Leitung oder

zur Tätigkeit als Lehrkraft an einer staatlich

anerkannten Rettungsassistentenschule ver-

fügen oder

4. an einer Weiterbildung zur Leitung

einer staatlich anerkannten Rettungsassis-

tentenschule oder Lehrkraft teilnehmen und

diese innerhalb eines Jahres nach Inkraft-

treten dieses Gesetzes abschließen.

§ 32 Übergangsvorschriften

(1) Eine Ausbildung zur Rettungsassisten-

tin oder zum Rettungsassistenten, die vor

Außerkrafttreten des Rettungsassistenten-

gesetzes vom 10. Juli 1989 (BGBl. I S. 1384),

das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes

vom 2. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2686)

geändert worden ist, begonnen worden ist,

wird nach den Vorschriften des Rettungs-

assistentengesetzes abgeschlossen. Nach

Abschluss der Ausbildung erhält die antrag-

stellende Person, wenn die Voraussetzun-

gen des § 2 Absatz 1 Nummer 2 und 3 vor-

liegen, die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung

»Rettungsassistentin« oder »Rettungsassis-

tent« zu führen.

(2) Eine Person, die eine mindestens fünf-

jährige Tätigkeit als Rettungsassistentin

oder Rettungsassistent nachweist, erhält bei

Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Ab-

satz 1 Nummer 2 und 3 die Erlaubnis, die

Berufsbezeichnung »Notfallsanitäterin«

oder »Notfallsanitäter« zu führen, wenn sie

innerhalb von sieben Jahren nach Inkraft-

treten dieses Gesetzes die staatliche Ergän-

zungsprüfung besteht. Satz 1 gilt entspre-

chend für eine Person, die
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1. eine mindestens dreijährige Tätigkeit

als Rettungsassistentin oder Rettungsassis-

tent nachweist und zur Vorbereitung auf die

Ergänzungsprüfung an einer weiteren Aus-

bildung von 480 Stunden teilgenommen hat

oder

2. eine geringere als eine dreijährige

Tätigkeit oder, bei Personen nach Absatz 1,

keine Tätigkeit als Rettungsassistentin oder

Rettungsassistent nachweist und zur Vorbe-

reitung auf die Ergänzungsprüfung an einer

weiteren Ausbildung von 960 Stunden teil-

genommen hat.

Die weitere Ausbildung kann in Vollzeit-

form, Teilzeitform oder berufsbegleitend

absolviert werden. Eine Person nach Satz 2

Nummer 1 oder Nummer 2, die an keiner

weiteren Ausbildung teilnimmt, erhält bei

Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Ab-

satz 1 Nummer 2 und 3 die Erlaubnis nach

§ 1 Absatz 1, wenn sie innerhalb von sieben

Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes

die staatliche Prüfung besteht.
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vom 16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4280),

geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom

18. April 2016 (BGBl. I S. 886)

Eingangsformel 

Auf Grund des § 11 des Notfallsanitäter-

gesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348)

verordnet das Bundesministerium für

Gesundheit im Benehmen mit dem Bundes-

ministerium für Bildung und Forschung:

Abschnitt 1 Ausbildung und allgemeine

Prüfungsbestimmungen

§ 1 Gliederung der Ausbildung,

Gliederung der Ergänzungsausbildung

(1) Die Ausbildung zur Notfallsanitäterin

oder zum Notfallsanitäter nach § 5 Absatz 1

Satz 2 des Notfallsanitätergesetzes umfasst

mindestens

1. den in Anlage 1 aufgeführten theoreti-

schen und praktischen Unterricht mit einem

Umfang von 1.920 Stunden,

2. die in der Anlage 2 aufgeführte prak-

tische Ausbildung in genehmigten Lehrret-

tungswachen mit einem Umfang von 1.960

Stunden und

3. die in Anlage 3 aufgeführte praktische

Ausbildung in geeigneten Krankenhäusern

mit einem Umfang von 720 Stunden.

(2) Die Ausbildung kann wie folgt struk-

turiert werden:

1. im ersten Halbjahr der Ausbildung

Erwerb einer Mindestqualifikation für den

Einsatz im Rettungsdienst, die sich auf die

Grundlagen des Rettungsdienstes erstreckt,

2. im zweiten Halbjahr der Ausbildung

Erwerb der für die Durchführung und Orga-

nisation von Krankentransporten notwendi-

gen Kenntnisse und Fertigkeiten sowie erste

Einführung in die Notfallrettung,

3. im zweiten Jahr der Ausbildung Erwerb

der für die Durchführung und Organisation

von Einsätzen in der Notfallrettung erfor-

derlichen Kenntnisse und Fertigkeiten,

4. im dritten Jahr der Ausbildung Erwerb

einer fachübergreifenden Qualifikation, die

der Vertiefung der Kenntnisse und Fertig-

keiten im Rettungsdienst, besonders der

Notfallrettung, mit dem Ziel der verantwort-

lichen Übernahme des Notfalleinsatzes

dient, sowie Kennenlernen besonderer Ein-

satzbereiche.

(3) Die weitere Ausbildung nach § 32 Ab-

satz 2 Satz 2 des Notfallsanitätergesetzes

1. dient dem Erwerb der Kenntnisse und

Fertigkeiten, in denen sich die Qualifikation

nach dem Rettungsassistentengesetz von

der im Notfallsanitätergesetz und in dieser

Verordnung geregelten Qualifikation unter-

scheidet, sowie

2. der Vorbereitung auf die staatliche

Ergänzungsprüfung.

Die Ausbildung nach Satz 1 besteht zu

zwei Dritteln der nach § 32 Absatz 2 Satz 2

Nummer 1 oder Nummer 2 des Notfallsani-

tätergesetzes vorgeschriebenen Stunden

aus theoretischem und praktischem Unter-

richt sowie zu einem Drittel aus einer prak-

tischen Ausbildung und erstreckt sich auf

die in Anlage 4 aufgeführten Inhalte. § 2

gilt entsprechend.

(4) Die regelmäßige und erfolgreiche Teil-

nahme an den Ausbildungsveranstaltungen

nach Absatz 1 oder Absatz 3 ist durch eine

Bescheinigung nach dem Muster der An-

lage 5 nachzuweisen.

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfall-
sanitäterinnen und Notfallsanitäter (NotSan-APrV)
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§ 2 Theoretischer und praktischer

Unterricht, praktische Ausbildung

(1) Durch den Unterricht nach § 1 Ab-

satz 1 Nummer 1 werden die Schülerinnen

und Schüler befähigt, auf der Grundlage

fachlichen Wissens und Könnens sowie auf

der Grundlage des allgemein anerkannten

Standes rettungsdienstlicher, medizinischer

und weiterer bezugswissenschaftlicher Er-

kenntnisse die anfallenden Aufgaben ziel-

orientiert, sachgerecht, methodengeleitet

und selbständig zu lösen sowie das Ergebnis

zu beurteilen. Während des Unterrichts ist

die Entwicklung der zur Ausübung des Be-

rufs erforderlichen Personal-, Sozial- und

Selbstkompetenz zu fördern. Daneben muss

den Schülerinnen und Schülern ausreichend

Möglichkeit gegeben werden, die zur Errei-

chung des Ausbildungsziels nach § 4 des

Notfallsanitätergesetzes erforderlichen Fer-

tigkeiten zu entwickeln und einzuüben.

(2) Durch die praktische Ausbildung nach

§ 1 Absatz 1 Nummer 2 und 3 werden 

die Schülerinnen und Schüler befähigt, die

im Unterricht nach Absatz 1 erworbenen

Kenntnisse zu vertiefen und zu lernen, diese

Kenntnisse bei der späteren beruflichen Tä-

tigkeit anzuwenden, um die zur Erreichung

des Ausbildungsziels nach § 4 des Notfall-

sanitätergesetzes erforderliche Handlungs-

kompetenz zu entwickeln.

§ 3 Praxisanleitung; Praxisbegleitung

(1) Die Einrichtungen der praktischen

Ausbildung stellen die Praxisanleitung der

Schülerinnen und Schüler nach § 5 Absatz 3

Satz 3 des Notfallsanitätergesetzes durch

geeignete Fachkräfte gemäß Satz 2 sicher.

Zur Praxisanleitung geeignet sind Personen,

die

1. im Falle der praktischen Ausbildung

nach Anlage 2

a) eine Erlaubnis nach § 1 des Notfallsani-

tätergesetzes besitzen oder nach § 30 des

Notfallsanitätergesetzes zur Weiterführung

der Berufsbezeichnung »Rettungsassisten-

tin« oder »Rettungsassistent« berechtigt

sind,

b) über eine Berufserfahrung als Notfall-

sanitäterin oder Notfallsanitäter von min-

destens zwei Jahren verfügen sowie

c) über eine berufspädagogische Zusatz-

qualifikation im Umfang von mindestens

200 Stunden verfügen,

2. im Falle der praktischen Ausbildung

nach Anlage 3 gemäß § 2 Absatz 2 Satz 4

oder 6 der Ausbildungs- und Prüfungsver-

ordnung für die Berufe in der Kranken-

pflege als zur Praxisanleitung geeignet

anerkannt sind, soweit die Inhalte der prak-

tischen Ausbildung nicht eine ärztliche

Anleitung erfordern; in diesen Fällen erfolgt

die Praxisanleitung durch qualifizierte

Ärztinnen und Ärzte.

Die zuständige Behörde kann bis zu 

fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Ver-

ordnung Ausnahmen vom Umfang der

berufspädagogischen Zusatzqualifikation

nach Satz 2 Nummer 1 Buchstabe c zulas-

sen. Bis zum Ablauf von sieben Jahren nach

Inkrafttreten dieser Verordnung ist zur

Erfüllung der Voraussetzung nach Satz 2

Nummer 1 Buchstabe b auch eine zweijäh-

rige Berufserfahrung als Rettungsassistentin

oder Rettungsassistent ausreichend.

(2) Aufgabe der praxisanleitenden Perso-

nen ist es, die Schülerinnen und Schüler

schrittweise an die eigenständige Wahrneh-

mung der beruflichen Aufgaben heranzu-

führen und die Verbindung zwischen dem

theoretischen und praktischen Unterricht an
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der Schule mit der praktischen Ausbildung

zu gewährleisten. Hierbei haben sie den

Schülerinnen und Schülern Gelegenheit zu

geben, die im Unterricht erworbenen

Kenntnisse zu vertiefen und zu lernen, diese

Kenntnisse bei der späteren beruflichen

Tätigkeit anzuwenden. Praxisanleitende

Personen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1

haben zudem Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitäter oder Rettungsassistentinnen

und Rettungsassistenten vorzuschlagen, die

die Schülerinnen und Schüler während ihrer

Teilnahme an regulären, dienstplanmäßigen

Einsatzdiensten im Sinne des § 13 Absatz 2

Satz 2 des Notfallsanitätergesetzes be-

treuen. Nach Ablauf von fünf Jahren nach

Inkrafttreten dieser Verordnung dürfen

praktische Einsätze im Sinne des Satzes 2

nur noch von Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitätern betreut werden.

(3) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Ab-

satz 2 Satz 1 und 2 ist ein für das jeweilige

Einsatzgebiet angemessenes Verhältnis

zwischen der Zahl der Schülerinnen und

Schüler und der Zahl der praxisanleitenden

Personen in dem jeweiligen Aufgaben- und

Funktionsbereich der Anlagen 2 und 3

sicherzustellen.

(4) Die Schulen stellen die Praxisbeglei-

tung der Schülerinnen und Schüler in den

Einrichtungen der praktischen Ausbildung

nach § 5 Absatz 2 Satz 3 des Notfallsanitä-

tergesetzes durch Lehrkräfte der Schulen

sicher. Hierzu ist eine regelmäßige persön-

liche Anwesenheit der praxisbegleitenden

Personen in den Einrichtungen zu gewähr-

leisten. Aufgabe der Praxisbegleitung ist es,

1. die Schülerinnen und Schüler in den

Einrichtungen der praktischen Ausbildung

zu betreuen und

2. die praxisanleitenden Personen zu be-

raten sowie sie bei der Erfüllung ihrer Auf-

gaben nach Absatz 2 Satz 1 und 2 zu unter-

stützen.

§ 4 Staatliche Prüfung, staatliche

Ergänzungsprüfung

(1) Die staatliche Prüfung für die Ausbil-

dung nach § 1 Absatz 1 umfasst jeweils

einen schriftlichen, einen mündlichen und

einen praktischen Teil.

(2) Der Prüfling legt die Prüfung bei der

Schule ab, an der er die Ausbildung ab-

schließt. Die zuständige Behörde, in deren

Bereich die Prüfung oder ein Teil der Prü-

fung abgelegt werden soll, kann aus wich-

tigem Grund Ausnahmen zulassen.

(3) Die staatliche Ergänzungsprüfung

nach § 32 Absatz 2 Satz 1 des Notfallsani-

tätergesetzes umfasst einen mündlichen

und einen praktischen Teil.

(4) Die staatliche Ergänzungsprüfung

nach § 32 Absatz 2 Satz 1 des Notfallsani-

tätergesetzes findet an der Schule statt, an

der der Prüfling an der weiteren Ausbildung

teilgenommen hat. Hat der Prüfling an

keiner weiteren Ausbildung teilgenommen,

bestimmt die zuständige Behörde die

Schule, an der er die staatliche Ergänzungs-

prüfung ablegt. Die zuständige Behörde

kann festlegen, dass die staatliche Ergän-

zungsprüfung nur durchgeführt wird, wenn

daran mindestens 15 Prüflinge teilnehmen.

§ 5 Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule wird ein Prüfungs-

ausschuss gebildet, der mindestens aus

folgenden Mitgliedern besteht:

1. einer fachlich geeigneten Vertreterin

oder einem fachlich geeigneten Vertreter

der zuständigen Behörde oder einer von 



der zuständigen Behörde mit der Wahrneh-

mung dieser Aufgabe betrauten fachlich

geeigneten Person,

2. der Schulleiterin oder dem Schulleiter,

3. Fachprüferinnen oder Fachprüfern, die

an der Schule unterrichten und von denen

a) mindestens zwei Personen Lehrkräfte

sind und

b) mindestens eine Person Ärztin oder

Arzt mit der Zusatzweiterbildung Notfall-

medizin oder mit einer nach dem entspre-

chenden Landesrecht vergleichbaren Quali-

fikation ist,

4. Fachprüferinnen oder Fachprüfern, die

zum Zeitpunkt der Prüfung als praxisanlei-

tende Personen nach § 3 Absatz 1 Satz 1

tätig sind und von denen mindestens eine

Person die Voraussetzungen nach § 3 Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllt.

Für die staatliche Ergänzungsprüfung gilt

Satz 1 entsprechend.

(2) Die zuständige Behörde bestellt auf

Vorschlag der Schule die Mitglieder des Prü-

fungsausschusses sowie deren Stellvertrete-

rinnen oder Stellvertreter. Für jedes Mitglied

ist mindestens eine Stellvertreterin oder ein

Stellvertreter zu bestimmen. Als Fachprüfe-

rinnen oder Fachprüfer sollen die Lehrkräfte

bestellt werden, die den Prüfling überwie-

gend ausgebildet haben.

(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 1

Nummer 1 ist Vorsitzende oder Vorsitzender

des Prüfungsausschusses. Es bestimmt auf

Vorschlag der Schulleiterin oder des Schul-

leiters die Fachprüferinnen oder Fachprüfer

und deren Stellvertreterinnen oder Stell-

vertreter für die einzelnen Themenbereiche

und Fallbeispiele der Prüfung einschließlich

ihrer Benotung oder Bewertung. Die oder

der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist

verpflichtet, an den jeweiligen Teilen der

Prüfung in dem Umfang teilzunehmen, der

zur Erfüllung der in dieser Verordnung ge-

regelten Aufgaben erforderlich ist; eine Ver-

pflichtung zur Anwesenheit während der

gesamten Dauer der Prüfung besteht nicht.

(4) Die zuständige Behörde kann Sach-

verständige sowie Beobachterinnen und Be-

obachter zur Teilnahme an allen Prüfungs-

vorgängen entsenden.

§ 6 Zulassung zur Prüfung

(1) Die oder der Vorsitzende des Prü-

fungsausschusses entscheidet auf Antrag

des Prüflings über die Zulassung zur Prü-

fung und setzt die Prüfungstermine im

Benehmen mit der Schulleiterin oder dem

Schulleiter fest. Der Prüfungsbeginn der

staatlichen Prüfung soll nicht früher als 

drei Monate vor dem Ende der Ausbildung

liegen; im Falle der staatlichen Ergänzungs-

prüfung darf die Prüfung erst nach dem

vollständigen Abschluss der weiteren Aus-

bildung durchgeführt werden. Satz 2 zwei-

ter Halbsatz gilt nicht, wenn der Prüfling

keine weitere Ausbildung abgeleistet hat.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt,

wenn folgende Nachweise vorliegen:

1. ein Identitätsnachweis des Prüflings in

amtlich beglaubigter Abschrift,

2. die Bescheinigung nach § 1 Absatz 4

über die Teilnahme an den Ausbildungs-

veranstaltungen,

3. im Falle der staatlichen Ergänzungs-

prüfung oder der staatlichen Prüfung auf

Grund des § 32 Absatz 2 Satz 4 des Not-

fallsanitätergesetzes zusätzlich der Nach-

weis über die Erlaubnis zur Führung der

Berufsbezeichnung »Rettungsassistentin«

oder »Rettungsassistent« sowie der Nach-

weis der Berufstätigkeit.
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Satz 1 Nummer 2 gilt nicht für Personen,

die auf Grund des § 32 Absatz 2 Satz 1

oder Satz 4 des Notfallsanitätergesetzes die

staatliche Ergänzungsprüfung oder die

staatliche Prüfung ohne weitere Ausbildung

ablegen.

(3) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung

sowie die Prüfungstermine sollen dem Prüf-

ling spätestens zwei Wochen, im Falle der

staatlichen Ergänzungsprüfung spätestens

vier Wochen, vor Prüfungsbeginn schriftlich

mitgeteilt werden.

§ 7 Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu

fertigen, aus der Gegenstand, Ablauf und

Ergebnisse der Prüfung und etwa vorkom-

mende Unregelmäßigkeiten hervorgehen.

§ 8 Benotung der staatlichen Prüfung

Die schriftlichen Aufsichtsarbeiten sowie

die Leistungen in der mündlichen und in der

praktischen Prüfung nach den §§ 15 bis 17

werden wie folgt benotet:

1. »sehr gut« (1), wenn die Leistung den

Anforderungen in besonderem Maße ent-

spricht,

2. »gut« (2), wenn die Leistung den

Anforderungen voll entspricht,

3. »befriedigend« (3), wenn die Leistung

im Allgemeinen den Anforderungen ent-

spricht,

4. »ausreichend« (4), wenn die Leistung

zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den

Anforderungen noch entspricht,

5. »mangelhaft« (5), wenn die Leistung

den Anforderungen nicht entspricht, jedoch

erkennen lässt, dass die notwendigen

Grundkenntnisse vorhanden sind und die

Mängel in absehbarer Zeit behoben werden

können,

6. »ungenügend« (6), wenn die Leistung

den Anforderungen nicht entspricht und

selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft

sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit

nicht behoben werden können.

§ 9 Bestehen und Wiederholung der

staatlichen Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung ist bestanden,

wenn jeder der nach § 4 Absatz 1 vor-

geschriebenen Prüfungsteile bestanden ist.

(2) Wer die staatliche Prüfung bestanden

hat, erhält ein Zeugnis nach dem Muster

der Anlage 6. Wer die staatliche Prüfung

nicht bestanden hat, erhält von der oder

dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses

eine schriftliche Mitteilung, in der die Prü-

fungsnoten angegeben sind.

(3) Jede Aufsichtsarbeit der schriftlichen

Prüfung, die mündliche Prüfung und jedes

Fallbeispiel der praktischen Prüfung können

einmal wiederholt werden, wenn der Prüf-

ling die Note »mangelhaft« oder »ungenü-

gend« erhalten hat.

(4) Hat der Prüfling die schriftliche Auf-

sichtsarbeit nach § 15 Absatz 1 Satz 1

Nummer 2, ein Fallbeispiel des praktischen

Teils der Prüfung oder alle Teile der Prüfung

zu wiederholen, so darf er zur Wiederho-

lungsprüfung nur zugelassen werden, wenn

er an einer zusätzlichen Ausbildung teilge-

nommen hat. Dauer und Inhalt der zusätz-

lichen Ausbildung bestimmt die oder der

Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Die

zusätzliche Ausbildung darf einschließlich

der für die Prüfung erforderlichen Zeit die in

§ 17 Absatz 2 des Notfallsanitätergesetzes

festgelegte Dauer von einem Jahr nicht

überschreiten; Ausnahmen kann die zustän-

dige Behörde in begründeten Fällen zu-

lassen. Der Prüfling hat seinem Antrag auf



Zulassung zur Wiederholungsprüfung einen

Nachweis über die zusätzliche Ausbildung

beizufügen.

§ 10 Bestehen und Wiederholung der

staatlichen Ergänzungsprüfung

Die staatliche Ergänzungsprüfung ist be-

standen, wenn jeder der nach § 4 Absatz 3

vorgeschriebenen Prüfungsteile bestanden

ist. Wer die staatliche Ergänzungsprüfung

bestanden hat, erhält ein Zeugnis nach dem

Muster der Anlage 7. Wer die staatliche

Ergänzungsprüfung nicht bestanden hat,

erhält von der oder dem Vorsitzenden des

Prüfungsausschusses eine schriftliche Mit-

teilung. Die mündliche Prüfung und jedes

Fallbeispiel der praktischen Prüfung können

einmal wiederholt werden, wenn die Leis-

tung des Prüflings nicht mit »bestanden«

bewertet wurde. § 9 Absatz 4 Satz 1 und 2

gilt entsprechend. Die Dauer der zusätz-

lichen Ausbildung darf ein Drittel der Stun-

den nicht überschreiten, die für die weitere

Ausbildung gemäß § 32 Absatz 2 Satz 2 des

Notfallsanitätergesetzes vorgesehen sind.

Die Wiederholungsprüfung ist innerhalb

eines angemessenen Zeitraums durchzufüh-

ren, der von der zuständigen Behörde fest-

gelegt wird. Er darf die Dauer von zwölf

Monaten nicht überschreiten.

§ 11 Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt ein Prüfling nach seiner Zulassung

von der Prüfung oder einem Teil der Prü-

fung zurück, so hat er der oder dem Vorsit-

zenden des Prüfungsausschusses den Grund

für seinen Rücktritt unverzüglich schriftlich

mitzuteilen.

(2) Genehmigt die oder der Vorsitzende

des Prüfungsausschusses den Rücktritt, so

gilt die Prüfung als nicht begonnen. Die

Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn ein

wichtiger Grund vorliegt. Bei Krankheit

kann die Vorlage einer ärztlichen Bescheini-

gung verlangt werden.

(3) Genehmigt die oder der Vorsitzende

des Prüfungsausschusses den Rücktritt nicht

oder teilt der Prüfling den Grund für den

Rücktritt nicht unverzüglich mit, so gilt die

Prüfung oder der betreffende Teil der Prü-

fung als nicht bestanden. § 9 Absatz 3 und

§ 10 gelten entsprechend.

§ 12 Versäumnisfolgen

(1) Versäumt ein Prüfling einen Prüfungs-

termin, gibt er eine Aufsichtsarbeit nicht

oder nicht rechtzeitig ab oder unterbricht er

die Prüfung oder einen Teil der Prüfung, so

gilt die Prüfung oder der betreffende Teil

der Prüfung als nicht bestanden, wenn

nicht ein wichtiger Grund vorliegt; § 9 Ab-

satz 3 und § 10 gelten entsprechend. Liegt

ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prüfung

oder der betreffende Teil der Prüfung als

nicht begonnen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein

wichtiger Grund vorliegt, trifft die oder der

Vorsitzende des Prüfungsausschusses. § 11

Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt

entsprechend.

§ 13 Ordnungsverstöße und

Täuschungsversuche

Die oder der Vorsitzende des Prüfungs-

ausschusses kann bei Prüflingen, die die

ordnungsgemäße Durchführung der Prü-

fung in erheblichem Maße gestört oder eine

Täuschung versucht haben, den betreffen-

den Teil der Prüfung für nicht bestanden

erklären; § 9 Absatz 3 und § 10 gelten ent-

sprechend. Eine solche Entscheidung ist im

Falle der Störung der Prüfung nur bis zum
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Abschluss der gesamten Prüfung, im Falle

eines Täuschungsversuchs nur innerhalb von

drei Jahren nach Abschluss der Prüfung zu-

lässig.

§ 14 Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist dem Prüfling nach Ab-

schluss der Prüfung Einsicht in seine Prü-

fungsunterlagen zu gewähren. Schriftliche

Aufsichtsarbeiten sind drei, Anträge auf

Zulassung zur Prüfung und Prüfungsnieder-

schriften zehn Jahre aufzubewahren.

Abschnitt 2 Bestimmungen für die

staatliche Prüfung

§ 15 Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Der schriftliche Teil der staatlichen

Prüfung erstreckt sich auf die folgenden

Themenbereiche der Anlage 1:

1. rettungsdienstliche Maßnahmen und

Maßnahmen der Gefahrenabwehr auswäh-

len, durchführen und auswerten; Abläufe

im Rettungsdienst strukturieren und Maß-

nahmen in Algorithmen und Einsatz-

konzepte integrieren und anwenden,

2. bei der medizinischen Diagnostik und

Therapie mitwirken, lebenserhaltende Maß-

nahmen und Maßnahmen zur Abwendung

schwerer gesundheitlicher Schäden bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung durchführen,

3. das Handeln im Rettungsdienst an

Qualitätskriterien ausrichten, die an recht-

lichen, wirtschaftlichen und ökologischen

Rahmenbedingungen orientiert sind; auf die

Entwicklung des Notfallsanitäterberufs im

gesellschaftlichen Kontext Einfluss nehmen.

Der Prüfling hat zu jedem dieser Themen-

bereiche in jeweils einer Aufsichtsarbeit

schriftlich gestellte Aufgaben zu bearbeiten.

Die Aufsichtsarbeiten dauern jeweils 120

Minuten. Der schriftliche Teil der Prüfung ist

an drei Tagen durchzuführen. Die Aufsichts-

führenden werden von der Schulleitung

bestellt.

(2) Die Aufgaben für die Aufsichtsarbei-

ten werden von der oder dem Vorsitzenden

des Prüfungsausschusses auf Vorschlag der

Schule ausgewählt. Jede Aufsichtsarbeit ist

von mindestens zwei Fachprüferinnen oder

Fachprüfern gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1

Nummer 3 zu benoten. Aus den Noten der

Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die

oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-

ses im Benehmen mit den Fachprüferinnen

oder Fachprüfern die Note für die einzelne

Aufsichtsarbeit. Aus den Noten der drei

Aufsichtsarbeiten bildet die oder der Vor-

sitzende des Prüfungsausschusses die

Prüfungsnote für den schriftlichen Teil der

Prüfung. Der schriftliche Teil der Prüfung ist

bestanden, wenn jede der drei Aufsichts-

arbeiten mindestens mit »ausreichend«

benotet wird.

§ 16 Mündlicher Teil der Prüfung

(1) In der mündlichen Prüfung hat der

Prüfling seine berufliche Handlungskompe-

tenz, die sich in den Dimensionen Fach-,

Sozial- und Selbstkompetenz entfaltet,

nachzuweisen.

(2) Der mündliche Teil der Prüfung er-

streckt sich auf die folgenden Themen-

bereiche der Anlage 1:

1. Notfallsituationen bei Menschen aller

Altersgruppen sowie Gefahrensituationen

erkennen, erfassen und bewerten,

2. Kommunikation und Interaktion mit

sowie Beratung von hilfesuchenden und

hilfebedürftigen Menschen unter Berück-



sichtigung des jeweiligen Alters sowie so-

ziologischer und psychologischer Aspekte;

in Gruppen und Teams zusammenarbeiten,

3. bei der medizinischen Diagnostik und

Therapie mitwirken, lebenserhaltende Maß-

nahmen und Maßnahmen zur Abwendung

schwerer gesundheitlicher Schäden bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung durchführen.

(3) Die Prüflinge werden einzeln oder zu

zweit geprüft. Die Prüfung soll für jeden

Prüfling mindestens 30 und nicht länger als

45 Minuten dauern.

(4) Die Prüfung zu jedem Themenbereich

wird von mindestens zwei Fachprüferinnen

oder Fachprüfern gemäß § 5 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3 abgenommen und be-

notet; in dem Prüfungsteil gemäß § 16 Ab-

satz 2 Nummer 3 muss eine Fachprüferin

oder ein Fachprüfer die Voraussetzung nach

§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b

erfüllen. Die oder der Vorsitzende des Prü-

fungsausschusses ist berechtigt, sich an 

der mündlichen Prüfung zu beteiligen und

dabei selbst Prüfungsfragen zu stellen. Aus

den Noten der Fachprüferinnen und Fach-

prüfer bildet die oder der Vorsitzende des

Prüfungsausschusses im Benehmen mit den

Fachprüferinnen und Fachprüfern die Note

für den jeweiligen Themenbereich. Die oder

der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

bildet die Note für den mündlichen Teil der

Prüfung aus dem arithmetischen Mittel der

für jeden Themenbereich erteilten Einzel-

note. Der mündliche Teil der Prüfung ist

bestanden, wenn jeder Themenbereich min-

destens mit »ausreichend« benotet wird.

(5) Die oder der Vorsitzende des Prü-

fungsausschusses kann mit Zustimmung des

Prüflings die Anwesenheit von Zuhörerinnen

und Zuhörern beim mündlichen Teil der Prü-

fung gestatten, wenn ein berechtigtes Inter-

esse besteht.

§ 17 Praktischer Teil der Prüfung

(1) Im praktischen Teil der Prüfung hat der

Prüfling nachzuweisen, dass er in der Lage

ist, die während der Ausbildung erworbe-

nen Kenntnisse und Fertigkeiten in der be-

ruflichen Praxis anzuwenden und befähigt

ist, die Aufgaben in der Notfallversorgung

gemäß § 4 des Notfallsanitätergesetzes aus-

zuführen.

(2) Der praktische Teil der Prüfung er-

streckt sich auf die Demonstration von

praktischen Fähigkeiten und Fertigkeiten im

Rahmen der Notfallversorgung. Der Prüfling

übernimmt bei vier vorgegebenen Fall-

beispielen die anfallenden Aufgaben einer

fachgerechten notfallmedizinischen Ver-

sorgung einschließlich

1. der Einschätzung der Gesamtsituation,

2. der Erstellung einer Arbeitsdiagnose,

3. des Umgangs mit medizinisch-techni-

schen Geräten,

4. der Durchführung von Sofort- und

erweiterten Versorgungsmaßnahmen,

5. der Dokumentation sowie,

6. soweit erforderlich, der Herstellung der

Transportbereitschaft und der Übergabe der

Patientin oder des Patienten in die notärzt-

liche Versorgung.

Eines der Fallbeispiele muss aus dem Be-

reich der internistischen Notfälle, eines aus

dem Bereich der traumatologischen Notfälle

und eines aus dem Bereich Herzkreislauf-

stillstand mit Reanimation stammen. Bei

mindestens einem Fallbeispiel ist die Prü-

fung zusätzlich auf das praktische Vorgehen

bei der Auswahl der Zielklinik, auf die Zu-

sammenarbeit mit der Leitstelle, die Anmel-
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dung in der stationären Versorgungseinrich-

tung und die Übergabe in diese zu erstre-

cken.

(3) Jedes Fallbeispiel wird durch ein Fach-

gespräch ergänzt. In diesem hat der Prüfling

sein Handeln zu erläutern und zu begrün-

den sowie die Prüfungssituation zu reflek-

tieren.

(4) Die Auswahl der Fallbeispiele erfolgt

durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-

den des Prüfungsausschusses auf Vorschlag

der Schule. Dabei sind der aktuelle Standard

und die Besonderheiten und Erfordernisse

der Notfallmedizin und einer zeitgemäßen

Notfallversorgung angemessen zu berück-

sichtigen.

(5) Die Prüflinge werden einzeln oder zu

zweit geprüft. Die Prüfung soll einschließ-

lich des Fachgesprächs für jedes Fallbeispiel

mindestens 20 und nicht länger als 40 Mi-

nuten dauern. Die Prüfung kann auf zwei

aufeinanderfolgende Tage verteilt werden.

(6) Jedes Fallbeispiel wird von mindestens

zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern,

von denen eine oder einer Fachprüferin

oder Fachprüfer nach § 5 Absatz 1 Satz 1

Nummer 4 ist und die Voraussetzung des 

§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllt, abge-

nommen und benotet. Aus den Noten der

Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die

oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-

ses im Benehmen mit den Fachprüferinnen

oder Fachprüfern die Prüfungsnote für jedes

Fallbeispiel. Aus diesen Noten bildet die

oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus-

ses die Gesamtnote für den praktischen Teil

der Prüfung. Der praktische Teil der Prüfung

ist bestanden, wenn jedes Fallbeispiel min-

destens mit »ausreichend« benotet wird.

Abschnitt 3 Prüfungsbestimmungen für

die staatliche Ergänzungsprüfung

§ 18 Mündlicher Teil der

Ergänzungsprüfung

(1) Der mündliche Teil der Ergänzungs-

prüfung erstreckt sich auf die folgenden

Themenbereiche der Anlage 1:

1. Kommunikation und Interaktion mit

sowie Beratung von hilfesuchenden und

hilfebedürftigen Menschen unter Berück-

sichtigung des jeweiligen Alters sowie so-

ziologischer und psychologischer Aspekte,

2. Handeln im Rettungsdienst an Quali-

tätskriterien ausrichten, die an rechtlichen,

wirtschaftlichen und ökologischen Rahmen-

bedingungen orientiert sind,

3. bei der medizinischen Diagnostik und

Therapie mitwirken, lebenserhaltende Maß-

nahmen und Maßnahmen zur Abwendung

schwerer gesundheitlicher Schäden bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung durchführen.

(2) Die Prüflinge werden einzeln oder zu

zweit geprüft. Die Prüfung soll für jeden

Prüfling mindestens 30 und nicht länger als

40 Minuten dauern. § 16 Absatz 1 gilt ent-

sprechend.

(3) Die Prüfung zu jedem Themenbereich

wird von mindestens zwei Fachprüferinnen

oder Fachprüfern abgenommen und bewer-

tet. § 16 Absatz 4 Satz 1 und 2 gilt entspre-

chend. Der mündliche Teil der Ergänzungs-

prüfung ist erfolgreich abgeschlossen, wenn

die Fachprüferinnen oder Fachprüfer jeden

Themenbereich gemeinsam mit der oder

dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses

übereinstimmend mit »bestanden« bewer-

ten. Das Bestehen setzt mindestens voraus,

dass die Leistung des Prüflings trotz ihrer



Mängel noch den Anforderungen genügt.

Kommen die Fachprüferinnen oder Fach-

prüfer zu einer unterschiedlichen Bewer-

tung, entscheidet die oder der Vorsitzende

des Prüfungsausschusses nach Rücksprache

mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfern

über das Bestehen.

§ 19 Praktischer Teil der

Ergänzungsprüfung

(1) Der praktische Teil der Ergänzungs-

prüfung erstreckt sich auf die Übernahme

aller anfallenden Aufgaben einer fach-

gerechten rettungsmedizinischen Notfall-

versorgung bei zwei vorgegebenen Fall-

beispielen. Eines der Fallbeispiele stammt

aus dem Bereich der traumatologischen

Notfälle und eines aus dem Bereich internis-

tischer Notfälle. § 17 Absatz 1, 2 Satz 2,

Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(2) Jedes Fallbeispiel wird von mindestens

zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern,

von denen eine oder einer Fachprüferin

oder Fachprüfer nach § 5 Absatz 1 Satz 1

Nummer 4 ist und die Voraussetzung des 

§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllt, abge-

nommen und bewertet. Der praktische Teil

der Ergänzungsprüfung ist erfolgreich abge-

schlossen, wenn die Fachprüferinnen oder

Fachprüfer jedes Fallbeispiel übereinstim-

mend mit »bestanden« bewerten. § 18 Ab-

satz 3 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

Abschnitt 4 Anpassungsmaßnahmen

§ 20 Sonderregelungen für Inhabe-

rinnen und Inhaber von Ausbildungs-

nachweisen aus einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder

einem anderen Vertragsstaat des

Abkommens über den Europäischen

Wirtschaftsraum

(1) Personen, die über einen Ausbildungs-

nachweis aus einem anderen Mitgliedstaat

der Europäischen Union oder einem ande-

ren Vertragsstaat des Abkommens über den

Europäischen Wirtschaftsraum verfügen

und eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 des

Notfallsanitätergesetzes beantragen, kön-

nen zum Nachweis, dass die Voraussetzun-

gen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Not-

fallsanitätergesetzes vorliegen, eine von der

zuständigen Behörde ihres Herkunftsmit-

gliedstaates ausgestellte entsprechende Be-

scheinigung oder einen von einer solchen

Behörde ausgestellten Strafregisterauszug

oder, wenn ein solcher nicht beigebracht

werden kann, einen gleichwertigen Nach-

weis vorlegen. Hat die für die Erteilung der

Erlaubnis zuständige Behörde berechtigte

Zweifel, kann sie von der zuständigen Be-

hörde eines Mitgliedstaates eine Bestäti-

gung verlangen, aus der sich ergibt, dass

der antragstellenden Person die Ausübung

des Berufs, der dem des Notfallsanitäters

entspricht, nicht auf Grund eines schwer-

wiegenden standeswidrigen Verhaltens oder

einer Verurteilung wegen strafbarer Hand-

lungen dauerhaft oder vorübergehend

untersagt worden ist. Hat die für die Ertei-

lung der Erlaubnis zuständige Behörde in

den Fällen des Satzes 1 oder des Satzes 2

von Tatsachen Kenntnis, die außerhalb des

Geltungsbereichs des Notfallsanitätergeset-

zes eingetreten sind und im Hinblick auf die

Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 Nummer

2 des Notfallsanitätergesetzes von Bedeu-

tung sein können, so hat sie die zuständige

Stelle des Herkunftsmitgliedstaates zu

unterrichten und sie zu bitten, diese Tat-
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bestände zu überprüfen und ihr das Ergeb-

nis und die Folgerungen, die sie hinsichtlich

der von ihr ausgestellten Bescheinigungen

und Nachweise daraus zieht, mitzuteilen.

Die in den Sätzen 1 bis 3 genannten Be-

scheinigungen und Mitteilungen sind ver-

traulich zu behandeln. Sie dürfen der Be-

urteilung nur zugrunde gelegt werden,

wenn bei der Vorlage die Ausstellung nicht

mehr als drei Monate zurückliegt.

(2) Personen nach Absatz 1 Satz 1 

können zum Nachweis, dass die Vorausset-

zungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 des

Notfallsanitätergesetzes vorliegen, einen

entsprechenden Nachweis ihres Herkunfts-

mitgliedstaates vorlegen. Wird im Her-

kunftsmitgliedstaat ein solcher Nachweis

nicht verlangt, ist eine von einer zuständi-

gen Behörde dieses Staates ausgestellte

Bescheinigung anzuerkennen, aus der sich

ergibt, dass die Voraussetzungen des § 2

Absatz 1 Nummer 3 des Notfallsanitäter-

gesetzes erfüllt sind. Absatz 1 Satz 4 und 5

gilt entsprechend.

(3) Personen nach Absatz 1 Satz 1 führen

nach der Anerkennung ihrer Berufsqualifi-

kation die Berufsbezeichnung »Notfall-

sanitäterin« oder »Notfallsanitäter«.

(4) Werden von der zuständigen Stelle des

Herkunftsmitgliedstaates die in Absatz 1

Satz 1 genannten Bescheinigungen nicht

ausgestellt oder die nach Absatz 1 Satz 2

oder Satz 3 nachgefragten Mitteilungen

innerhalb von zwei Monaten nicht gemacht,

kann die antragstellende Person sie durch

Vorlage einer Bescheinigung über die

Abgabe einer eidesstattlichen Erklärung

gegenüber der zuständigen Behörde des

Herkunftsmitgliedstaates ersetzen.

(5) Die zuständige Behörde hat die

dienstleistungserbringende Person bei der

erstmaligen Anzeige einer Dienstleistungs-

erbringung im Sinne des § 22 des Notfall-

sanitätergesetzes binnen eines Monats nach

Eingang der Meldung und der Begleitdoku-

mente über das Ergebnis ihrer Prüfung

gemäß § 24 Absatz 1 des Notfallsanitäter-

gesetzes zu unterrichten und ihr dabei mit-

zuteilen, ob sie die Erbringung der Dienst-

leistung erlaubt oder von ihr verlangt, eine

Eignungsprüfung abzulegen. Ist der zustän-

digen Behörde eine Nachprüfung innerhalb

eines Monats nach Eingang der Meldung

und der Begleitdokumente in besonderen

Ausnahmefällen nicht möglich, unterrichtet

sie die dienstleistungserbringende Person

innerhalb dieser Frist über die Gründe der

Verzögerung; sie hat die der Verzögerung

zugrunde liegenden Schwierigkeiten binnen

eines Monats nach dieser Mitteilung zu

beheben und spätestens innerhalb von zwei

Monaten nach der Behebung der der Ver-

zögerung zugrunde liegenden Schwierig-

keiten über die Dienstleistungserbringung

zu entscheiden. Erhält die dienstleistungs-

erbringende Person innerhalb der in den

Sätzen 1 und 2 genannten Fristen keine

Rückmeldung der zuständigen Behörde,

darf die Dienstleistung erbracht werden.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entspre-

chend für Drittstaatsdiplome, für deren

Anerkennung sich nach dem Recht der

Europäischen Union eine Gleichstellung

ergibt.

§ 21 Anpassungsmaßnahmen für

Inhaberinnen und Inhaber von

Ausbildungsnachweisen aus einem

anderen Mitgliedstaat der Europäischen



Union oder einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Euro-

päischen Wirtschaftsraum

(1) Personen, die eine Erlaubnis nach § 1

Absatz 1 des Notfallsanitätergesetzes be-

antragen und

1. ihre Ausbildung in einem anderen Mit-

gliedstaat der Europäischen Union oder

einem anderen Vertragsstaat des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschafts-

raum abgeschlossen haben oder

2. über einen Ausbildungsnachweis als

Notfallsanitäterin oder Notfallsanitäter aus

einem Staat verfügen, der nicht Mitglied-

staat der Europäischen Union oder einem

anderen Vertragsstaat des Abkommens über

den Europäischen Wirtschaftsraum ist, aber

in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

schen Union oder einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum anerkannt wurde,

können zum Ausgleich von wesentlichen

Unterschieden, die von der zuständigen Be-

hörde im Rahmen der Prüfung ihres Antrags

auf Erteilung der Erlaubnis zur Führung 

der Berufsbezeichnung festgestellt worden

sind und nicht durch Kenntnisse und Fertig-

keiten ausgeglichen werden konnten, die 

die antragstellenden Personen im Rahmen

ihrer Berufspraxis oder durch lebenslanges

Lernen nach § 2 Absatz 3 Satz 5 des Not-

fallsanitätergesetzes nachweisbar erworben

haben, einen Anpassungslehrgang nach

Absatz 2 absolvieren oder eine Eignungs-

prüfung nach Absatz 3 ablegen.

(2) Der Anpassungslehrgang dient dem

Ausgleich der von der zuständigen Behörde

festgestellten wesentlichen Unterschiede

(Lehrgangsziel). Er wird entsprechend dem

Lehrgangsziel in Form von theoretischem

und praktischem Unterricht, einer prakti-

schen Ausbildung mit theoretischer Unter-

weisung oder beidem an Einrichtungen

nach § 5 Absatz 2 Satz 1 oder Satz 3 des

Notfallsanitätergesetzes oder an von der

zuständigen Behörde als vergleichbar an-

erkannten Einrichtungen durchgeführt. An

der theoretischen Unterweisung sollen Per-

sonen nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3

in angemessenem Umfang beteiligt werden.

Die zuständige Behörde legt die Dauer und

die Inhalte des Anpassungslehrgangs so

fest, dass das Lehrgangsziel erreicht werden

kann. Die Ableistung des Anpassungslehr-

gangs ist durch eine Bescheinigung nach

dem Muster der Anlage 8 nachzuweisen.

(3) Bei der Eignungsprüfung haben die

antragstellenden Personen nachzuweisen,

dass sie über die zum Ausgleich der von der

zuständigen Behörde festgestellten wesent-

lichen Unterschiede erforderlichen Kennt-

nisse und Fertigkeiten verfügen. Die Eig-

nungsprüfung besteht aus einer praktischen

Prüfung, die mit einem Prüfungsgespräch

verbunden ist. Der Prüfling übernimmt

dabei alle anfallenden Aufgaben einer fach-

gerechten rettungsmedizinischen Notfall-

versorgung im Sinne des § 17 Absatz 2 in

mindestens einem und höchstens vier Fall-

beispielen. Die zuständige Behörde legt die

Zahl der Fallbeispiele, auf die sich die Prü-

fung erstreckt, und den Bereich der Not-

fälle, aus dem sie stammen sollen, gemäß

den festgestellten wesentlichen Unterschie-

den fest. § 17 Absatz 5 Satz 2 und 3 sowie

§ 19 Absatz 2 gelten entsprechend. Die Eig-

nungsprüfung soll mindestens zweimal jähr-

lich angeboten werden und darf in jedem

Fallbeispiel, das nicht bestanden wurde,

einmal wiederholt werden. Über die bestan-

dene Eignungsprüfung wird eine Bescheini-

gung nach dem Muster der Anlage 9 erteilt.
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(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Perso-

nen, die sich gemäß § 24 Absatz 3 des Not-

fallsanitätergesetzes einer Eignungsprüfung

zu unterziehen haben. Abweichend von

Absatz 3 Satz 6 ist dabei sicherzustellen,

dass die Eignungsprüfung innerhalb eines

Monats nach der Entscheidung gemäß § 20

Absatz 5 Satz 1 oder Satz 2 abgelegt wer-

den kann.

§ 22 Anerkennungsregelungen für

Ausbildungsnachweise aus einem

Drittstaat

(1) Personen, die eine Erlaubnis nach § 1

Absatz 1 des Notfallsanitätergesetzes bean-

tragen, haben einen Anpassungslehrgang

nach Absatz 2 zu absolvieren, der mit einer

Prüfung über den Inhalt des Anpassungs-

lehrgangs abschließt, oder eine Kenntnis-

prüfung nach Absatz 3 abzulegen, wenn sie

über einen Ausbildungsnachweis verfügen,

der in einem Drittstaat erworben worden ist

und ihre Ausbildung wesentliche Unter-

schiede zu der deutschen Ausbildung auf-

weist, die von der zuständigen Behörde im

Rahmen der Prüfung ihres Antrags auf Ertei-

lung der Erlaubnis zur Führung der Berufs-

bezeichnung festgestellt worden sind und

nicht durch Kenntnisse und Fertigkeiten

ausgeglichen werden konnten, die die an-

tragstellenden Personen im Rahmen ihrer

nachgewiesenen Berufspraxis erworben

haben. Satz 1 gilt entsprechend für Fälle, in

denen eine Prüfung der Gleichwertigkeit

des Ausbildungsstandes auf Grund der in 

§ 2 Absatz 3 Satz 6 des Notfallsanitäter-

gesetzes vorliegenden Umstände nicht

durchgeführt wird.

(2) Der Anpassungslehrgang dient zusam-

men mit dem Abschlussgespräch der Fest-

stellung, dass die antragstellenden Personen

über die zur Ausübung des Berufs des Not-

fallsanitäters erforderlichen Kenntnisse und

Fertigkeiten verfügen (Lehrgangsziel). Er

wird entsprechend dem Lehrgangsziel in

Form von theoretischem und praktischem

Unterricht, einer praktischen Ausbildung

mit theoretischer Unterweisung oder bei-

dem an Einrichtungen nach § 5 Absatz 2

Satz 1 oder Satz 3 des Notfallsanitäterge-

setzes oder an von der zuständigen Behörde

als vergleichbar anerkannten Einrichtungen

durchgeführt und schließt mit einer Prüfung

über den Inhalt des Anpassungslehrgangs

ab. An der theoretischen Unterweisung

sollen Personen nach § 5 Absatz 1 Satz 1

Nummer 3 in angemessenem Umfang betei-

ligt werden. Die zuständige Behörde legt

die Dauer und die Inhalte des Anpassungs-

lehrgangs so fest, dass das Lehrgangsziel

erreicht werden kann. Die erfolgreiche Ab-

leistung des Anpassungslehrgangs ist durch

eine Bescheinigung nach dem Muster der

Anlage 10 nachzuweisen. Die Bescheini-

gung wird erteilt, wenn in der Prüfung, die

in Form eines Abschlussgesprächs durchge-

führt wird, festgestellt worden ist, dass die

antragstellenden Personen das Lehrgangs-

ziel erreicht haben. Das Abschlussgespräch

wird von einer Fachprüferin oder einem

Fachprüfer nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 3 Buchstabe b gemeinsam mit der Per-

son nach Satz 3, die die antragstellenden

Personen während des Lehrgangs mit be-

treut hat, geführt. Ergibt sich in dem Ab-

schlussgespräch, dass die antragstellenden

Personen den Anpassungslehrgang nicht er-

folgreich abgeleistet haben, entscheidet die

Fachprüferin oder der Fachprüfer nach § 5

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b im

Benehmen mit der an dem Gespräch teil-

nehmenden Person nach Satz 3 über eine



angemessene Verlängerung des Anpas-

sungslehrgangs. Eine Verlängerung ist nur

einmal zulässig. Der Verlängerung folgt ein

weiteres Abschlussgespräch. Kann auch

nach dem Ergebnis dieses Gesprächs die

Bescheinigung nach Satz 5 nicht erteilt

werden, darf der Anpassungslehrgang nur

einmal wiederholt werden.

(3) Bei der Kenntnisprüfung haben die

antragstellenden Personen nachzuweisen,

dass sie über die zur Ausübung des Berufs

des Notfallsanitäters erforderlichen Kennt-

nisse und Fertigkeiten verfügen. Die Kennt-

nisprüfung umfasst jeweils einen münd-

lichen und praktischen Teil. Sie ist

erfolgreich abgeschlossen, wenn jeder der

beiden Prüfungsteile bestanden ist.

(4) Der mündliche Teil der Kenntnisprü-

fung erstreckt sich auf folgende Themen-

bereiche:

1. Kommunikation und Interaktion mit

sowie Beratung von hilfesuchenden und

hilfebedürftigen Menschen unter Berück-

sichtigung des jeweiligen Alters sowie so-

ziologischer und psychologischer Aspekte,

2. Abläufe im Rettungsdienst strukturie-

ren und Maßnahmen in Algorithmen und

Einsatzkonzepte integrieren und anwenden,

3. Handeln im Rettungsdienst an Quali-

tätskriterien ausrichten, die an rechtlichen,

wirtschaftlichen und ökologischen Rahmen-

bedingungen orientiert sind,

4. bei der medizinischen Diagnostik und

Therapie mitwirken, lebenserhaltende Maß-

nahmen und Maßnahmen zur Abwendung

schwerer gesundheitlicher Schäden bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung durchführen.

Der mündliche Teil der Prüfung soll für

den einzelnen Prüfling mindestens 20 und

höchstens 60 Minuten dauern. Er wird von

zwei Fachprüferinnen und Fachprüfern, von

denen eine Person die Voraussetzungen des

§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b

erfüllen muss, abgenommen und bewertet.

Der mündliche Teil der Kenntnisprüfung ist

erfolgreich abgeschlossen, wenn die Fach-

prüferinnen und Fachprüfer ihn in einer

Gesamtbetrachtung übereinstimmend mit

»bestanden« bewerten. § 18 Absatz 3 

Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

(5) Für den praktischen Teil der Kenntnis-

prüfung gilt § 21 Absatz 3 Satz 2 bis 5 ent-

sprechend.

(6) Die Kenntnisprüfung soll mindestens

zweimal jährlich angeboten werden und

darf im mündlichen Teil sowie in jedem Fall-

beispiel nach Absatz 5, das nicht bestanden

wurde, einmal wiederholt werden.

(7) Über die bestandene Kenntnisprüfung

wird eine Bescheinigung nach dem Muster

der Anlage 11 erteilt.

§ 23 Fristen, Bescheide,

Durchführungsbestimmungen

(1) Die zuständige Behörde hat über An-

träge auf Erteilung einer Erlaubnis als Not-

fallsanitäterin oder Notfallsanitäter nach § 1

Absatz 1 des Notfallsanitätergesetzes in

Verbindung mit § 2 Absatz 3, 4, 4a oder

Absatz 5 des Notfallsanitätergesetzes kurz-

fristig, spätestens vier Monate nach Vorlage

der für Entscheidungen nach § 2 des Not-

fallsanitätergesetzes erforderlichen Unter-

lagen zu entscheiden.

(2) Über die Feststellung wesentlicher

Unterschiede, die zur Auferlegung einer

Kenntnisprüfung, eines Anpassungslehr-

gangs oder einer Eignungsprüfung führen,

ist den antragstellenden Personen ein
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rechtsmittelfähiger Bescheid zu erteilen, der

folgende Angaben enthält:

1. das Niveau der in Deutschland verlang-

ten Qualifikation und das Niveau der von

den antragstellenden Personen vorgelegten

Qualifikation gemäß der Klassifizierung in

Artikel 11 der Richtlinie 2005/36/EG des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom

7. September 2005 über die Anerkennung

von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom

30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, 

S. 18) in der jeweils geltenden Fassung,

2. die Themenbereiche oder Ausbildungs-

bestandteile, bei denen wesentliche Unter-

schiede festgestellt wurden,

3. eine inhaltliche Erläuterung der we-

sentlichen Unterschiede sowie die Begrün-

dung, warum diese dazu führen, dass die

antragstellenden Personen nicht in ausrei-

chender Form über die in Deutschland zur

Ausübung des Berufs des Notfallsanitäters

notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten

verfügen, und

4. eine Begründung, warum die wesent-

lichen Unterschiede nicht durch Kenntnisse

und Fertigkeiten ausgeglichen werden

konnten, die die antragstellenden Personen

im Rahmen ihrer nachgewiesenen Beruf-

spraxis oder durch lebenslanges Lernen im

Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 5 des Notfall-

sanitätergesetzes erworben haben.

(3) Die Eignungsprüfung nach § 21 Ab-

satz 3 und die Kenntnisprüfung nach § 22

Absatz 3 finden in Form einer staatlichen

Prüfung vor einer staatlichen Prüfungs-

kommission statt. Die Länder können zur

Durchführung der Prüfungen die regulären

Prüfungstermine der staatlichen Prüfung

nach § 4 Absatz 1 nutzen; sie haben dabei

sicherzustellen, dass antragstellende Perso-

nen die Prüfungen innerhalb von sechs Mo-

naten nach der Entscheidung nach Absatz 1

ablegen können. Soweit in diesem Ab-

schnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten

die §§ 7, 11 bis 14 für die Durchführung

der Prüfungen nach Satz 1 entsprechend.

Abschnitt 5 Erlaubniserteilung

§ 24 Erlaubnisurkunde

Sind die Voraussetzungen nach § 2 des

Notfallsanitätergesetzes oder nach § 32 Ab-

satz 2 des Notfallsanitätergesetzes für die

Erteilung der Erlaubnis zum Führen der

Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 des

Notfallsanitätergesetzes erfüllt, so stellt die

zuständige Behörde die Erlaubnisurkunde

nach dem Muster der Anlage 12 aus.

Abschnitt 6 Übergangs- und

Schlussvorschriften

§ 25 Übergangsvorschrift

Eine bis einschließlich 31. Dezember 2014

begonnene Ausbildung zur Rettungsassis-

tentin oder zum Rettungsassistenten wird

nach den bisher geltenden Vorschriften ab-

geschlossen.

§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2014

in Kraft. Die Ausbildungs- und Prüfungs-

verordnung für Rettungsassistentinnen und

Rettungsassistenten vom 7. November 1989

(BGBl. I S. 1966), die zuletzt durch Artikel

20 des Gesetzes vom 2. Dezember 2007

(BGBl. I S. 2686) geändert worden ist, tritt

mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer

Kraft.

Schlussformel 

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Der theoretische und 

praktische Unterricht 

umfasst folgende 

Themenbereiche: Stunden

1. Notfallsituationen bei Menschen 

aller Altersgruppen sowie

Gefahrensituationen erkennen,

erfassen und bewerten 360

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) auf der Grundlage notfallmedizinischer

Erkenntnisse und notfallrelevanter Kennt-

nisse der Bezugswissenschaften wie Natur-

wissenschaften, Anatomie, Physiologie, all-

gemeine und spezielle Krankheitslehre und

medizinische Mikrobiologie sowie Sozialwis-

senschaften, Notfallsituationen wahrzuneh-

men und zu reflektieren sowie Veränderun-

gen der Notfallsituationen zu erkennen und

adäquat zu handeln,

b) eine Eigen- und Fremdanamnese unter

Anwendung der notwendigen diagnosti-

schen Maßnahmen entsprechend dem ak-

tuellen Stand von Wissenschaft und Technik

sowie unter Berücksichtigung des Zustandes

der Patientin oder des Patienten insbeson-

dere im Hinblick auf ihre oder seine vitale

Gefährdung zielgerichtet zu erheben,

c) die erhobenen Befunde zu beurteilen

und eine Arbeitsdiagnose zu erstellen,

d) unter Beachtung der Lage vor Ort und

möglicher Gefahren Maßnahmen zur Erkun-

dung einer Einsatzstelle durchzuführen,

e) die gewonnenen Erkenntnisse zu be-

urteilen sowie der Situation entsprechend

zu reagieren,

f) die eigenen Grenzen insbesondere im

Hinblick auf die Gefährdungslage, die Zahl

der betroffenen Personen oder die berufs-

rechtlichen Rahmenbedingungen zu beach-

ten und unter Berücksichtigung sachlicher,

personenbezogener und situativer Erforder-

nisse Maßnahmen zum Anfordern entspre-

chender Unterstützung einzuleiten.

2. Rettungsdienstliche Maßnahmen 

und Maßnahmen der Gefahren-

abwehr auswählen, durchführen 

und auswerten 360

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Maßnahmen zur Rettung der Patientin-

nen und Patienten sowie medizinische Maß-

nahmen der Erstversorgung entsprechend

dem aktuellen Stand von Wissenschaft und

Technik in ihrer Zielsetzung, Art und ihrem

Umfang an der Arbeitsdiagnose auszurich-

ten und danach zu handeln,

b) Maßnahmen zur Überprüfung und

Sicherung der Vitalfunktionen situations-

gerecht durchzuführen,

c) geeignete Hilfsmittel zur fachgerechten

Lagerung und zum Transport von unter-

schiedlichen Patientengruppen unter Beach-

tung der Patienten- und Eigenschonung ein-

zusetzen,

d) Maßnahmen zur fachgerechten Lage-

rung, Betreuung und Überwachung von

unterschiedlichen Patientengruppen unter

Einbeziehung der Grundregeln der Hygiene

während des Transports durchzuführen,

e) Maßnahmen zur fachgerechten Betreu-

ung und Überwachung unter Einbeziehung

Anlage 1 (zu § 1 Absatz 1 Nummer 1)
Theoretischer und praktischer Unterricht
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der Grundregeln der Hygiene von unter-

schiedlichen Patientengruppen während

eines ärztlich begleiteten Sekundärtranspor-

tes durchzuführen,

f) Transporte von Intensivpatientinnen

und -patienten mit den notwendigen

Pflegemaßnahmen unter Einbeziehung der

Grundregeln der Hygiene zu begleiten,

g) das eigene Handeln an Maßnahmen

zur Gefahrenabwehr und zum Eigenschutz

einschließlich der Grundregeln des Infek-

tionsschutzes auszurichten und einfache

Maßnahmen sicher anzuwenden,

h) die durchgeführten berufsfeldspezifi-

schen Maßnahmen zu evaluieren und ziel-

gerichtetes Handeln kontinuierlich an sich

verändernde Anforderungen anzupassen.

3. Kommunikation und Interaktion mit

sowie Beratung von hilfesuchenden

und hilfebedürftigen Menschen unter

Berücksichtigung des jeweiligen Alters

sowie soziologischer und

psychologischer Aspekte 120

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Kommunikation und Interaktion im

Rettungsdienst an Grundlagen aus Psycho-

logie und Soziologie auszurichten,

b) mit kranken und verunfallten Patientin-

nen und Patienten sowie ihren Angehörigen

unter Berücksichtigung personenbezogener

und situativer Erfordernisse zu kommuni-

zieren,

c) die besonderen Bedürfnisse von ster-

benden Patientinnen und Patienten sowie

ihrer Angehörigen zu beachten,

d) das eigene Kommunikationsverhalten,

auch unter Nutzung nonverbaler Möglich-

keiten, an den spezifischen Bedürfnissen

und Anforderungen in der Kommunikation

und Betreuung von speziellen Patienten-

gruppen wie Kindern, Jugendlichen, älteren

Menschen, pflegebedürftigen Menschen,

gesellschaftlichen Randgruppen, überge-

wichtigen Menschen oder hör- und seh-

behinderten Menschen sowie von deren

Angehörigen und von unbeteiligten Dritten

auszurichten,

e) das eigene Kommunikationsverhalten

an Auswirkungen wesentlicher psychischer

Erkrankungen auf die Patientenkommunika-

tion und Patientenbetreuung auszurichten.

4. Abläufe im Rettungsdienst

strukturieren und Maßnahmen in

Algorithmen und Einsatzkonzepte

integrieren und anwenden 100

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Versorgungsalgorithmen entsprechend

dem aktuellen Stand von Wissenschaft und

Technik unter Berücksichtigung sachlicher,

personenbezogener und situativer Erforder-

nisse anzuwenden,

b) das eigene Handeln bei besonderen

Lagen an aktuellen Einsatzkonzepten aus-

zurichten,

c) auf einer Rettungswache nach Ver-

fahrensanweisungen zur Strukturierung 

und Organisation von Arbeitsabläufen zu

handeln.

5. Das Arbeiten im Rettungsdienst

intern und interdisziplinär 

innerhalb vorhandener Strukturen

organisieren 100

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) ihre Einsatzbereitschaft und die Einsatz-

bereitschaft der Einsatzmittel des Rettungs-

dienstes einschließlich Luft-, Berg- und
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Wasserrettungsdienst durch tägliche Kon-

trolle des Materials und der Geräte anhand

von Vorschriften und Checklisten sicherzu-

stellen,

b) mit Funk- und Kommunikationsmitteln

zu arbeiten,

c) bei Transportentscheidungen die Kran-

kenhausorganisation in Deutschland zu be-

rücksichtigen,

d) die technischen und organisatorischen

Erfordernisse bei Intensivtransporten zu be-

rücksichtigen,

e) bis zum Eintreffen von Leitungsperso-

nal unter Beachtung der dann zu erwarten-

den Strukturen und Maßnahmen der

Einsatzleitung bei außergewöhnlichen Ein-

satzlagen wie insbesondere Großschadens-

fällen, CBNR-Gefahren, terroristischen

Gefahren und Katastrophen zu handeln.

6. Handeln im Rettungsdienst an

Qualitätskriterien ausrichten, die an

rechtlichen, wirtschaftlichen und

ökologischen Rahmenbedingungen

orientiert sind 100

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) das eigene Handeln an den rechtlichen

Rahmenbedingungen des Rettungsdienstes

einschließlich der für seine Organisation

und Durchführung relevanten Vorschriften

der Landesrettungsdienstgesetze sowie des

Katastrophenschutzes auszurichten,

b) bei der medizinischen Behandlung die

rechtlichen Rahmenbedingungen zu berück-

sichtigen,

c) das eigene Handeln an relevanten

Rechtsvorschriften aus dem Straf- und Zivil-

recht, aus dem Straßenverkehrsrecht sowie

aus anderen einschlägigen Rechtsgebieten,

insbesondere dem Arbeits- und Arbeits-

schutzrecht, auszurichten,

d) das eigene Handeln an Qualitätsma-

nagement- und Dokumentationssystemen

im Rettungsdienst auszurichten.

7. Bei der medizinischen Diagnostik und

Therapie mitwirken, lebenserhaltende

Maßnahmen und Maßnahmen zur

Abwendung schwerer gesundheitlicher

Schäden bis zum Eintreffen der Not-

ärztin oder des Notarztes oder dem

Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung durchführen 500

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) apparative Hilfsmittel zur Diagnose und

Überwachung von Notfallpatientinnen und 

-patienten situationsbezogen einzusetzen,

b) bei der Durchführung von Maßnahmen

zur Sicherung der Atemwege und Beatmung

wie insbesondere endotracheale Intubation,

supraglottische Atemwegshilfen, erweiterte

Beatmungsformen, medikamentöse Thera-

pien oder Narkoseeinleitungen entspre-

chend dem aktuellen Stand von Wissen-

schaft und Technik mitzuwirken,

c) bei der Durchführung von Maßnahmen

zur Stabilisierung des Kreislaufs wie ins-

besondere medikamentöse Therapien oder

Infusionstherapien entsprechend dem ak-

tuellen Stand von Wissenschaft und Technik

mitzuwirken,

d) bei der Durchführung von Maßnahmen

im Rahmen der Reanimation wie insbeson-

dere medikamentöse Therapien entspre-

chend dem aktuellen Stand von Wissen-

schaft und Technik mitzuwirken,

e) bei der Durchführung von Maßnahmen

im Rahmen der chirurgischen Versorgung

von Notfallpatientinnen und -patienten wie
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insbesondere Thoraxdrainage, Tracheoto-

mie, Koniotomie oder Reposition entspre-

chend dem aktuellen Stand von Wissen-

schaft und Technik mitzuwirken,

f) ärztlich veranlasste Maßnahmen zur

Sicherung der Atemwege und Beatmung,

zur Stabilisierung des Kreislaufs, im Rahmen

der Reanimation und im Rahmen der chirur-

gischen Versorgung im Einsatzkontext

eigenständig durchzuführen und die dabei

relevanten rechtlichen Aspekte zu berück-

sichtigen,

g) Maßnahmen zur Sicherung der Atem-

wege und Beatmung, zur Stabilisierung des

Kreislaufs, im Rahmen der Reanimation und

im Rahmen der chirurgischen Versorgung,

die zur Lebenserhaltung oder zur Abwen-

dung schwerer gesundheitlicher Schäden im

Einsatzkontext erforderlich sind, bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung eigenständig durchzuführen

und die dabei relevanten rechtlichen As-

pekte zu berücksichtigen,

h) bei Maßnahmen der erweiterten not-

ärztlichen Therapie, die über die Maßnah-

men zur Sicherung der Atemwege und Be-

atmung, zur Stabilisierung des Kreislaufs, im

Rahmen der Reanimation und im Rahmen

der chirurgischen Versorgung hinausgehen,

bei notfallmedizinisch relevanten Krank-

heitsbildern zu assistieren,

i) Maßnahmen der erweiterten notärzt-

lichen Therapie, die zur Lebenserhaltung

oder zur Abwendung schwerer gesundheit-

licher Schäden im Einsatzkontext bis zum

Eintreffen der Notärztin oder des Notarztes

oder dem Beginn einer weiteren ärztlichen

Versorgung erforderlich sind, eigenständig

durchzuführen und die dabei relevanten

rechtlichen Aspekte, insbesondere die Ver-

hältnismäßigkeit bei der Auswahl der Maß-

nahmen, zu berücksichtigen.

8. Berufliches Selbstverständnis

entwickeln und lernen, berufliche

Anforderungen zu bewältigen 100

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) den Notfallsanitäterberuf im Kontext

der Gesundheitsfachberufe zu positionie-

ren,

b) sich kritisch mit dem Beruf ausein-

anderzusetzen,

c) zur eigenen Gesundheitsvorsorge

beizutragen,

d) mit Krisen- und Konfliktsituationen

konstruktiv umzugehen und Deeskalations-

strategien anzuwenden.

9. Auf die Entwicklung des

Notfallsanitäterberufs im

gesellschaftlichen Kontext Einfluss

nehmen 60

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) das Gesundheitssystem in Deutschland

in seinen wesentlichen Strukturen zu ken-

nen und Entwicklungen im Gesundheits-

wesen wahrzunehmen, deren Folgen für

den Notfallsanitäterberuf einzuschätzen

und sich in die Diskussion einzubringen,

b) den Notfallsanitäterberuf in seiner

Eigenständigkeit und im Zusammenwirken

mit unterschiedlichen Akteuren zu verste-

hen, danach zu handeln und ihn weiterzu-

entwickeln,

c) die eigene Ausbildung kritisch zu be-

trachten sowie Eigeninitiative und Verant-

wortung für das eigene lebenslange Lernen

zu übernehmen,
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d) mit Grundkenntnissen der englischen

Fachsprache fachbezogen zu kommunizie-

ren,

e) Unterschiede von Rettungsdienstsyste-

men innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land sowie in den verschiedenen europäi-

schen Ländern mit Blick auf die Stellung der

Notfallsanitäterin oder des Notfallsanitäters

zu bewerten.

10. In Gruppen und Teams

zusammenarbeiten 120

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Übergabe- und Übernahmegespräche

zielgerichtet zu führen,

b) mit Behörden und Organisationen mit

Sicherheitsaufgaben sowie mit sonstigen

beteiligten Behörden und Organisationen

situationsbezogen zusammenzuarbeiten,

c) mit den Angehörigen anderer Berufs-

gruppen im Gesundheitswesen unter Be-

achtung von deren Zuständigkeiten und

Kompetenzen zusammenzuarbeiten,

d) mit den Angehörigen anderer Berufs-

gruppen im Bereich von Sicherheit und Ord-

nung sowie Gefahrenabwehr und Katastro-

phenschutz unter Beachtung von deren

Zuständigkeiten und Kompetenzen zu-

sammenzuarbeiten.

Stundenzahl insgesamt 1.920

Anlage 2 (zu § 1 Absatz 1 Nummer 2) Praktische Ausbil-
dung in genehmigten Lehrrettungswachen

Die praktische Ausbildung an 

der Rettungswache umfasst 

folgende Aufgabenbereiche: Stunden

1. Dienst an einer Rettungswache 40

2. Durchführung und Organisation 

von Einsätzen in der Notfall-

rettung 1.600

Die Schülerinnen und Schüler sind dabei

zu befähigen, bei realen Einsätzen unter

Aufsicht und Anleitung Verantwortung zu

entwickeln und zu übernehmen. Hierzu

haben sie an mindestens 175 realen Einsät-

zen (darin enthalten sein können bis zu 

25 reale Einsätze im Krankentransport), von

denen mindestens 50 unter Beteiligung

einer Notärztin oder eines Notarztes erfol-

gen müssen, teilzunehmen. Ferner ist dar-

auf hinzuwirken, dass die Schülerinnen und

Schüler Handlungskompetenz im Rahmen

der Zusammenarbeit mit Feuerwehr und

Polizei entwickeln.

Zur freien Verteilung auf die Einsatz-

bereiche 1 und 2 sowie zur Hospitation an

einer Rettungsleitstelle oder integrierten

Leitstelle 320

Stundenzahl insgesamt 1.960

Während der praktischen Ausbildung sind

die Themenbereiche 1 bis 10 des theoreti-

schen und praktischen Unterrichts der An-

lage 1 einzuüben und zu vertiefen. Hierzu

sind einsatzfreie Zeiten, aber auch prakti-

sche Einsätze zu nutzen.
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Die praktische Ausbildung in

geeigneten Krankenhäusern 

umfasst folgende Funktions-

bereiche: Stunden

1. Pflegeabteilung 80

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) bei der Grund- und Behandlungspflege

mitzuwirken,

b) bei der Pflege spezieller Patienten-

gruppen mitzuwirken.

2. Interdisziplinäre 

Notfallaufnahme 120

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Maßnahmen der klinischen Erstuntersu-

chung unter Berücksichtigung patienten-

bezogener und situativer Besonderheiten

unter Anleitung durchzuführen,

b) diagnostische Maßnahmen selbständig

oder unter Anleitung durchzuführen,

c) Maßnahmen zur Vorbereitung der Erst-

versorgung durchzuführen,

d) bei der Durchführung der Erstversor-

gung mitzuwirken.

Wenn die Ausbildung nicht vollständig in

einer interdisziplinären Notfallaufnahme ab-

solviert werden kann, sind 80 Stunden in

einer internistischen Notfallaufnahme und

40 Stunden in einer chirurgischen Notfall-

aufnahme zu absolvieren.

3. Anästhesie- und OP-Abteilung 280

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) mit sterilen Materialien umzugehen,

b) Maßnahmen der Narkoseeinleitung

unter Anleitung durchzuführen,

c) einen periphervenösen Zugang zu

legen,

d) beim Anlegen zentralvenöser Zugänge

und arterieller Messsysteme mitzuwirken,

e) einen freien Atemweg bei narkotisier-

ten Patientinnen und Patienten zu schaffen,

f) Maßnahmen zum oralen und nasalen

Absaugen durchzuführen.

4. Intensivmedizinische Abteilung 120

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) Spritzenpumpen anwenden zu können,

b) Kontrolle und den Wechsel von Drai-

nagen, Sonden und Verbänden durchzufüh-

ren,

c) einen periphervenösen Zugang zu

legen,

d) beim Anlegen zentralvenöser Zugänge

und arterieller Messsysteme mitzuwirken,

e) Maßnahmen zur Anwendung von

Beatmungsformen selbständig oder unter

Anleitung durchzuführen,

f) Maßnahmen zum oralen und nasalen

Absaugen selbständig oder unter Anleitung

durchzuführen.

Anlage 3 (zu § 1 Absatz 1 Nummer 3)
Praktische Ausbildung in geeigneten Krankenhäusern
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5. Geburtshilfliche, pädiatrische oder

kinderchirurgische Fachabteilung/

Intensivstation oder Station mit

entsprechenden Patientinnen und

Patienten 40

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) bei der Versorgung bei fachspezifischen

Krankheitsbildern mitzuwirken,

b) unter Anleitung die Pflege von Neu-

geborenen, Säuglingen und Kindern durch-

zuführen,

c) bei der Kontrolle und dem Wechsel von

Drainagen, Sonden und Verbänden mitzu-

wirken.

Kann der Einsatz in einer entsprechenden

klinischen Einrichtung nicht sichergestellt

werden, hat die Schule ein simulator-

gestütztes Training anzubieten, das den

unter 5. genannten Anforderungen genügt.

6. Psychiatrische, geronto-

psychiatrische oder gerontologische

Fachabteilung 80

Die Schülerinnen und Schüler 

sind zu befähigen,

a) bei der Versorgung bei fachspezifischen

Krankheitsbildern mitzuwirken,

b) unter Anleitung die Pflege von Patien-

tinnen und Patienten der Fachabteilung

durchzuführen,

c) bei der Kontrolle und dem Wechsel von

Drainagen, Sonden und Verbänden mitzu-

wirken.

Stundenzahl insgesamt 720

Die praktische Ausbildung beinhaltet in

allen Funktionsbereichen die Grundregeln

der Hygiene und des Infektionsschutzes,

Maßnahmen der Krankenbeobachtung und

Patientenüberwachung inklusive der dazu

notwendigen Geräte, den Umgang mit Me-

dikamenten sowie Maßnahmen zu ihrer

Vorbereitung und Applikation, den Ablauf

einer allgemeinen Patientenaufnahme sowie

der Patientenübergabe, die Dokumentation,

den Dienstablauf und die räumlichen Be-

sonderheiten. Die Schülerinnen und Schüler

sind in allen Funktionsbereichen zu befähi-

gen, in dem für den Notfallsanitäterberuf

erforderlichen Umfang die hierzu notwendi-

gen Maßnahmen zu kennen und selbstän-

dig oder unter Anleitung durchzuführen.
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1. Die weitere Ausbildung nach 

§ 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des

Notfallsanitätergesetzes dauert 

480 Stunden und umfasst 

folgende Inhalte: Stunden

a) Theoretischer und praktischer

Unterricht

aa) Themenbereich 3 der Anlage 1 20

bb) Themenbereich 6 der Anlage 1 20

cc) Themenbereich 7 der Anlage 1 160

Zur freien Verteilung auf die Themen-

bereiche der Anlage 1 und zur Vor-

bereitung auf die staatliche Ergänzungs-

prüfung 120

Stundenzahl insgesamt 320

b) Praktische Ausbildung

aa) in geeigneten Krankenhäusern

aaa) im Funktionsbereich 2 

der Anlage 3 40

bbb) im Funktionsbereich 3 

der Anlage 3 40

bb)

in der Lehrrettungswache 80

Die weitere Ausbildung in der Lehrrettungs-

wache dient insbesondere dazu, die im

Unterricht und in der Ausbildung im Kran-

kenhaus erlernten Inhalte einzuüben und zu

vertiefen, sowie zur Vorbereitung auf die

staatliche Ergänzungsprüfung.

Stundenzahl insgesamt 160

2. Die weitere Ausbildung nach 

§ 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 des

Notfallsanitätergesetzes dauert 

960 Stunden und umfasst folgende

Inhalte: Stunden

a) Theoretischer und praktischer

Unterricht

aa) Themenbereich 3 der Anlage 1 60

bb) Themenbereich 6 der Anlage 1 40

cc) Themenbereich 7 der Anlage 1 280

Zur freien Verteilung auf die Themen-

bereiche der Anlage 1 und zur Vor-

bereitung auf die staatliche Ergänzungs-

prüfung 260

Stundenzahl insgesamt 640

b) Praktische Ausbildung

aa) in geeigneten Krankenhäusern

aaa) im Funktionsbereich 2 

der Anlage 3 80

bbb) im Funktionsbereich 3 

der Anlage 3 60

Zur freien Verteilung auf einen der

Funktionsbereiche der Anlage 3 40

bb) in der Lehrrettungswache 140

Die weitere Ausbildung in der Lehrrettungs-

wache dient insbesondere dazu, die im

Unterricht und in der Ausbildung im Kran-

kenhaus erlernten Inhalte einzuüben und zu

vertiefen, sowie zur Vorbereitung auf die

staatliche Ergänzungsprüfung.

Stundenzahl insgesamt 320

Anlage 4 (zu § 1 Absatz 3) Weitere Ausbildung 
nach § 32 Absatz 2 Satz 2 des Notfallsanitätergesetzes
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Anlage 5 (zu § 1 Absatz 4)

__________________________________________

(Bezeichnung der Schule)

Bescheinigung

über die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen

Name, Vorname

__________________________________________________________________________________________________________ 

Geburtsdatum Geburtsort

__________________________________________________________________________________________________________ 

hat in der Zeit vom ____________________________ bis ________________________________________________

mit Erfolg an dem theoretischen und praktischen Unterricht sowie an der praktischen Aus-

bildung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter gemäß

– § 5 Absatz 1 Satz 2 des Notfallsanitätergesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 der Aus-

bildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter,

– § 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des Notfallsanitätergesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-

satz 3 Satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitäter,

– § 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 des Notfallsanitätergesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-

satz 3 Satz 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitäter*

teilgenommen.

Die Ausbildung ist – nicht – über die nach dem Notfallsanitätergesetz zulässigen Fehlzeiten

hinaus – um ________ Stunden*) – unterbrochen worden.

Ort, Datum

_______________________________________________________ 

(Stempel)

Unterschrift der Schulleitung _______________________________________________________ 

*) Nichtzutreffendes streichen



NotSan-APrV �63

Die/der Vorsitzende

des Prüfungsausschusses

Zeugnis

über die staatliche Prüfung

für

________________________________________________________________________________________ 

Name, Vorname

__________________________________________________________________________________________________________ 

Geburtsdatum Geburtsort

__________________________________________________________________________________________________________ 

hat am ___________________ die staatliche Prüfung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Notfallsanitäter-

gesetzes vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der ____________________________________ 

in __________________________________ bestanden.

Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten erhalten:

1. im schriftlichen Teil der Prüfung »_______________________________________«

2. im mündlichen Teil der Prüfung »_______________________________________«

3. im praktischen Teil der Prüfung »_______________________________________«

Ort, Datum

_________________________________________________________________ (Siegel)

_________________________________________________________________ 

(Unterschrift der/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses)

Anlage 6 (zu § 9 Absatz 2 Satz 1)
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Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

Zeugnis über die staatliche Ergänzungsprüfung für

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

hat am ___________________ die staatliche Ergänzungsprüfung nach § 32 Absatz 2 Satz 1 des

Notfallsanitätergesetzes vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der ______________________ 

in _________________ bestanden.

Ort, Datum (Siegel) (Unterschrift der/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses)

Anlage 7 (zu § 10 Satz 2)

Bezeichnung der Einrichtung

Bescheinigung über die Teilnahme am Anpassungslehrgang

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

hat in der Zeit vom _________ bis __________ regelmäßig und mit Erfolg an dem Anpassungslehr-

gang teilgenommen, der nach § 21 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverord-

nung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter von der zuständigen Behörde vorge-

schrieben wurde. 

Ort, Datum (Stempel) (Unterschrift(en) der Einrichtung)

Anlage 8 (zu § 21 Absatz 2)

Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

Bescheinigung über die staatliche Eignungsprüfung für

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

hat am ___________________ die staatliche Eignungsprüfung nach § 21 Absatz 3 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter

bestanden/nicht bestanden.*

Ort, Datum (Siegel) (Unterschrift der/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses)

*) Nichtzutreffendes streichen

Anlage 9 (zu § 21 Absatz 3)
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Bezeichnung der Einrichtung

Bescheinigung über die Teilnahme am Anpassungslehrgang

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

hat in der Zeit vom _________ bis __________ regelmäßig an dem Anpassungslehrgang teilge-

nommen, der nach § 22 Absatz 1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für

Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter von der zuständigen Behörde vorgeschrieben

wurde. Das Abschlussgespräch hat sie/er bestanden/nicht bestanden.*

Ort, Datum (Stempel) (Unterschrift(en) der Einrichtung)

*) Nichtzutreffendes streichen

Anlage 10 (zu § 22 Absatz 2)

Die/der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

Bescheinigung über die staatliche Kenntnisprüfung für

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

hat am ___________________ die staatliche Kenntnisprüfung nach § 22 Absatz 3 der Ausbil-

dungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter

bestanden/nicht bestanden.*

Ort, Datum (Siegel) (Unterschrift der/des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses)

*) Nichtzutreffendes streichen

Anlage 11 (zu § 22 Absatz 7)

Urkunde über die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung

Name, Vorname ______________________________________________________________________________________

Geburtsdatum, Geburtsort __________________________________________________________________________ 

erhält auf Grund des Notfallsanitätergesetzes mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaub-

nis, die Berufsbezeichnung »__________________________« zu führen.

Ort, Datum (Siegel) (Unterschrift)

Anlage 12 (zu § 24)

�65
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